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Aas große Ringen um Warſchaus Beſſ.

Die Amgruppierung der ruſſiſchen Heeresverbände,
die für den Sturm auf Warſchau angeſetzt werden, iſt
zoller det. Die Schlacht um Warſchau hat begonnen. Jm
oſteit und Nordoſten iſt der Gürtel der ruſſiſchen Armee
ber-its bis an die Vororte von Warſchau herangelegt
worden. Jm Norden ſcheinen die Polen immerhin noch
etwas mehr Spielraum zu J Wenigſtens meldet
hier der polniſche Heeresbericht Sochocin und Plouſk als
den Brennpunkt der Schlacht; Städte, die noch vor der
ſtarken Feſte Nowo Georgiewſk liegen. Daß die Vor-
teile, die die Polen hier errungen haben wollen, das
Schickſal Warſchaus aufhalten, iſt allerdings nicht anzu
gehmen. Jm einzelnen wird gemeldet:

Paris, 15. Aug. Der Sonderberichterſtatter des
„Matin“ meldet aus Warſchau vom Sonnabend abend,
die große Schlacht um Warſchau habe begonnen. Die
erſte Phaſe ſei wegen des Verſagens eines polniſchen
Regiments nicht gut geweſen. Eine wichtige Poſition
bei Radzimin habe aufgegeben werden müſſen, aber im
Laufe des J habe das Gleichgewicht wiederherge-
ſtellt werden können. Die Stellung ſei mit großen Ver
luſten für die Rote Armee wiedergenommen worden,
und die polniſchen Truppen hätten einen für die Geſamt

J wichtigen Erfolg Das Schick-ſal der Schlacht werde in etwa vier Tagen entſchieden
ſein.

Warſchau, 16. Aug. (TU.) Polniſcher Heeresbericht
vom 15. Auguſt 1920: Die Aktionen unſerer Nordarmee
verlaufen günſtig für uns. Die Zahl der Gefangenen
erhöht ſich in der Gegend von Sochocin auf 600. Wir er-
beuteten 120 Munitions- und 80 Proviantwagen. Die
Haltung unſerer Kavallerie, die auf dieſem Abſchnitt
nur aus Freiwilligen beſteht, iſt bei dieſen Kämpfen be
ſonders r Jm Rayon Warſchau griff der
eind am 14. d. M. hartnäckig den Abſchnitt Cigrce--
adcymin--Okunien--Lesniakowiena an. Die Kämpfe

um Radcymin waren beſonders erbittert. Der Ort wech
ſelte mehrere Male ſeine Beſitzer. Am 15. d. M. war
Radeymin endgültig von unſerer Abteilung beſetzt. Auchbei Cholm und Hrubbieſcow haben gnſere Truppen

Erfolge gehabt. Bei Hrubbieſcow ſind 11 Maſchinenge-
wehre und anſehnliche Munitionsvorräte in unſere
Hände gefallen, außerdem mußte der Feind mehrere Ge
ſchütze und Maſchinengewehre im Bug verſenken. Wir
nahmen 100 Bolſchewiſten, darunter einen Stabschef, ge
fangen. Jm Süden wurden die Orte Sohol und Brody
in aller Ordnung geräumt, wobei wir ſämtliches Eiſen-
bahnmaterial fortſchafften.

Der Ring um Warſchau.
London, 16. Auguſt. Die roten Heere, die in konzentriſcher

Richtung gegen Warſchau vordringen, gewannen im Oſten bei
Wegrow und im Südoſten bei Lukow beträchtlich Gelände. Nach
den letzten Berichten iſt die Kampffront 16 Meilen von Warſchau
entfernt. Wie verlautet, hoffen die Bolſchewiſten heute die Stadt
zu nehmen.

London, 16. Auguſt. Die Times erfährt, daß Radek zum
Präſidenten der Sowjetdelegation für Minſk ernannt wurde.

Die alten Friedensbedingungen.
ar is, 16. Auguſt. Nach einer Meldung des „Petit

Pariſten“ aus London richtete Kamenew einen Brief
an Lloyd George, worin er ſagt, angeſichts der Feind-
ſeligkeit der franzöſiſchen Regierung, die mit der polniſchen
Regierung ein Bündnis einging, wodurch die Haltung der
Sowjetregierung erſchwert werde, das darauf hinausgehe,
die internationale Friedenskonferenz zu verhindern, halte
es die ruſſiſche Regierung nicht für nötig, die
mit geteilten Waffenſtillſtandsbedingun-
gen abzuändern.

Kopenhagen, 16. Auguſt. Nach einem Telegramm aus
Warſchau reiſte die pol niſche Abordnung erſt
geſtern von Warſchau nach Minsk. Sie beſteht
außer den beiden Vizeminiſtern Domski und Wrob-
le wski aus General Liſt owsk und ſechs Reichstagsmit-
liedern. Präſident Witos kehrte nach Warſchau zurück, nach
em er in der Provinz Poſen an einer Reihe Maſſenver-

ſammlungen gegen die Bolſchewiſten teilgenommen hatte.
Der Verteidigungsrat ermächtigte die Regierung, die Jahres-
klaſſen 1885——-1889 einzuberufen.

Die Ruſſen im polniſchen Korridor.
Neidenburg, 15. Aug. (Dena.) Jm Laufe des heuti-

gen Vormittags haben die ruſſiſchen Truppen Soldau
verlaſſen. Die Verwaltung wurde von einem proviſo

pitze der ehemalige Bürger-
meiſter Stachel ſteht, übernommen. Mit der Bildung
einer Einwohnerwehr wurde begonnen. Ein Aufruf der
Sowjetbehörde an alle Flüchtlinge, ſofort in ihre Hei-
matsorte zurückzukehren, hat bereits den Er al ehabt,
daß ein großer Teil der Geflohenen zurückgekehrt iſt.
Uebergriffe haben ſich die ruſſiſchen Truppen nicht zu
ſchulden kommen laſſen. Durch Soldau zog heute eine
j ganze ruſſiſche Diviſion, welche ausgezeichnet ausgerüſtet
war. Sie führte 36 Kanonen, viel Train, hervorragen-
des Telephonmaterial und eine Anzahl von Autos mit
ſich. Lautenburg, Strasburg und Löbau ſind beſetzt. Die
12. ruſſiſche Diviſion ſtößt über Lautenburg gegen Grau-
denz vor und hebt dabei die letzten Polenneſter an der
deutſchen Grenze aus. Die 18. ruſſiſche Diviſion mar-
ſchiert auf Thorn. Es iſt anzunehmen, daß ſowohl Thorn
wie Graudenz einen längeren Kampf nicht werden aus-
halten können. Die polniſchen Behörden bereiten über-
all ihre Flucht vor.

Unaufhaltſam geht der Vormarſch der Ruſſen in den
an Polen abgetretenen deutſchen Gebietsteilen vor ſich.
Sie ſcheinen die Möglichkeiten eines langanhaltenden und
energiſchen Widerſtandes der Polen ziemlich gering ein
zuſchätzen. Darum verſuchen ſie zunächſt, die einzige freie
Verbindung derſelben zu der Entente, die eben durch
das abgetretene Gebiet an der Weichſel geht, zu unter
brechen.

Ueber den Einmarſch der Ruſſen in Soldau ſchreibt
ßans Kyſer im „Berl. Tageblatt“ unter dem 14. Auguſt
folgendes:

Um die 9. Tagesſtunde marſchierten geſtern Teile
der 12. ruſſiſchen Diviſion nach einem faſt 15 ſtündigen,
linhaltenden Kampfe in Soldau ein, nachdem bereits die
Spitzenkompagnien auf der Straße Mlawa-Cielum
weiter nach Lautenburg vorgehend, die weſtliche Rück
ſegpline der Polen abgeſchnitten hatten. Heute ſollen
e bereits Strasburg erreicht haben. In Soldau wurden

die einziehenden Ruſſen von den verängſteten Bewohnern,
die zum Teil während der kurzen Beſchießung in die
Leller geflüchtet waren, mit lautem Jubel und Hurra-Rufen hegrüßt. Bald zeigte die neuaufgebaute Stadt, in
deren Straßen noch hohe Ziegelhaufen von der Wieder
aufbautätigkeit zu ſehen ſind, mit vielen ſchwarzweiß-
toten Fahnen ihre unvergängliche deutſche Geſinnung.
Der ruſſiſche Truppenführer würde vom ſtellvertretenden Sevölkerung widerſprec

deutſchen Bürgermeiſter begrüßt. Das polniſche Ober
haupt der Stadt war mit dem Staroſten ſchon vor einigen
Tagen geflüchtet. Der Bürgermeiſter gab ſeiner reinen
Freude über die Befreiung von dem unerträglichen Ter
ror der letzten Monate Ausdruck. Die Hand zum Schwur
erhoben, antwortete der r Führer: „Jch gelobe,
daß wir dieſes alte deutſche Land nicht eher wieder ver
laſſen, als bis es Deutſchland zugeſprochen wird.“

Als Plakat wurde angeſchlagen:
Befehl 1 des Kommandanten in Soldau.

ch bin beauftragt, alle Befehle als Diviſionskom
mandeur zu übernehmen. Jeder Verkehr der Zivil-
bevölkerung iſt bis 10 Uhr abends frei. Jede Vergewal-
tigung, Raub und n werden mit dem Tode
beſtraft und der Schuldige auf der Stelle erſchoſſen. Die
Soldaten, die in Eingartierung ſind, werden für jede
grobe Tat auf ſchriftliche Meldung beſtraft. Alle Gewehre
und Waffen jeder Art und Munition ſind ſofort bei mir
abzuliefern. Nichtbefolgung wird ſtreng beſtraft laut
Geſetz der Republik. Der Kommandant. Ponoberow.“

Dem ſtellvertretenden deutſchen Bürgermeiſter wird
von dem ruſſiſchen Kommiſſar der Auftrag gegeben, die
Stadt in Selbſtverwaltung zu übernehmen und einen
e zu bilden. Nur eine Bedingung wird
eſtellt: daß kein polniſches Mitglied im Bürgerausſchuß
ein darf. Eine Zeitungszenſur wird nicht eingeführt.

Jmmer neue Züge ruſſiſchen Militärs durchziehen
die Straßen. Der Kommandeur, ein etwa 35 jähriger,
bartloſer Mann, geſtattete mir nach genauer Jnforma-
tion, mich dem Vormarſch der Diviſion im Korridor als
Preſſevertreter anzuſchließen.

Eine Abteilung iſt heute mit klingendem Spiel in
Richtung Löbau vormarſchiert und hat bereits die Bahn
nach Deutſch-Eylau überſchritten. Die Hauptmarſch-
richtung geht gegen Thorn Graudenz Poſen.
langem auf der polniſchen ſchwarzen Liſte, habe ich von
Marienwerder aus nur nach meiner Heimatſtadt hinüber-
grüßen dürfen. Es kann ſein, das ich ſie nun bald mit
einer ruſſiſchen Schwadron erreiche. Die Zertrümme-

des polniſchen Korridors kann in kürzeſter Zeit
erfolgt ſein.

Berlin, 17. Aug. Der Diviſionskommandeur, der in
Soldau eingerückten ruſſiſchen Truppen erklärte in der
Stadtverordneten Sitzung, er habe die Anweiſung er-
halten, das Soldauer Gebiet den eingeſeſſenen Deutſchen
u überlaſſen, die für Ruhe und Ordnung ſorgen ſollten.Kußland miſche ſich nicht in die inneren Landesange

legenheiten ein. Derſelbe Kommandeur erklärte, dieElnfuhrung des Sowjetſyſtems in deutſche Gebiete käme

nicht in Betracht, weil ſie der Mehrheit der
n w

mme
Organ der Sozialdemokratiſchen Partei e Serigg und Geyedicione
in Halle und ſämtlichen Kreiſen im Regierungsbezirk Merſeburg.
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Gin neuer Gewaltult

Die Entente handhabt immer noch uneingeſchränkt
und zielbewußt das Recht des Siegers. Von den grund-
legenden 14 Punkten Wilſons iſt in den diktierten
Frieden von Verſailles nichts hineingekommen. Am
widerlichſten von allen Punkten iſt der vom Selbſt-
beſtimmungsrecht der Völker behandelt worden. Was
wir an Beiſpielen in dieſer Sache erlebt haben, iſt nur
Hohn auf das Selbſtbeſtimmungsrecht geweſen. Dem
fügt ſich jetzt würdig die neueſte Gewalttat an. Schon
vor einiger Zeit gingen Nachrichten durch die Preſſe,
daß der oberſte Rat trotz der Abſtimmung in Weſtpreußen
und dem überwältigendem Votum für Deutſchland die
Abſicht habe, einen Schutzſtreifen auf dem rechten Weichſel
ufer und einige Ortſchaften den Polen zuzuſprechen. Die
deutſche Regierung hatte ſich ſchon damals gegen dieſe
Abſichten gewehrt. Jetzt iſt nun bei der deutſchen Rer die Note der Botſchafterkonferenz über die

renzziehung für Oſt und Weſtpreußen eingegangen.
Nach ihrem Wortlaut fallen der 50 Meter breite Ufer-
ſtreifen bis zu den Buhnenwurzeln auf dem rechten
Weichſelufer, ferner der Hafen von Marienwerder,
Kurzebrack und die Ortſchaften Kleinfelde, Neulibenau,
Kramersdorf, Außendeich und Johannisdorf entgegen
den deutſchen Vorſtellungen an Polen.

Die Note beſagt dann weiter:
Die Feſtſetzung der Grenze, die hiermit erfolgt und für

die beteiligten Parteien, ſo wie es in dem angezogenen
Artikel 97, Abſatz 6 beſtimmt iſt, verbindlich iſt, ſchließt die
Anerkennung der Souveränität Polens auf den oben be-
zeichneten Gebieten in ſich, die hiermit aufhören, zu Deutſch
land zu gehören.

So, punktum. Ja, ſo ſieht das Selbſtbeſtimmungs-
recht aus. Letzten Endes entſcheidet immer noch kraft
ſeiner Gewalt der Sieger. Dieſer Entſcheid über Weſt
preußen eröffnet ſchöne Ausſichten auf den noch aus
ſtehenden Entſcheid über das Abſtimmungsgebiet in
Oſtpreußen. Denn auch für dieſe Gebiete iſt die ent
artig Grenzfeſtſetzung dem Ermeſſen der Entente trotz
er erfolgten Wie anheimgeſtellt. Auch hier

können noch einzelne Ortſchaften und Länderteile zu
Polen geſchlagen werden. Die Entſcheidung darüber
wird bald fallen. Die Botſchafterkonferenz iſt ſo höflich,

deutſchen Regierung in folgender Form mitzu-
eilen:

„Der Artikel 95 des Friedensvertrages von Ver-
ſailles hat beſtimmt, daß nach der Volksabſtimmung in
dem Gebiet von Allenſtein, ſo wie es durch Art. 94
des Vertrages von Verſailles abgegrenzt iſt, die alliier
ten und aſſoziierten Mächte die Grenzlinie zwiſchen
Deutſchland und Polen feſtſetzen werden. Jn Verfolg
hiervon wird die Botſchafterkonferenz Jhnen auf Grund
Jhrer Vollmachten durch Schreiben vom 15. Auguſt die
neue Grenzlinie zwiſchen Deutſchland und Polen in
dieſer Gegend bekannt geben.

Jch habe die Ehre, obige Mitteilung zu Jhrer
Kenntnis zu bringen, damit Jhre Regierung ſchon jetzt
alle Maßnahmen treffen kann, welche ſie für nützlich
hält, um die Einſetzung der ordnungsmäßigen Verwal-
tung in dieſer Gegend vorzubereiten.“

Man wird wohl nicht fehlgehen in ſeinen Erwar-
tungen, wenn man die Regelung dieſer Fache in der-
ſelben Art vor ſich gehen ſieht wie in Weſtpreußen.

Jn jenem Falle hat die deutſche Regierung folgende
Proteſtnote an ihre Vertreter in Paris, London und
Rom zur Uebergabe an den Oberſten Rat und den dor-
tigen Regierungen zugehen laſſen:

„Der Oberſte Rat in Paris hat durch ſeine Entſcheidung
über das weſt preußiſche Abſtimmungsgebiet
Oſt- und Weſtpreußen von der Weichſel völlig abgeſchnitten.
Die Grenze wird zwiſchen Deich und Weichſel gezogen. Das
geſamte Ufer fällt an Polen: der beſte Hafen des Marien
werder Gebietes, der Hafen von Kurzebrack, wird mit
allen ſeinen Anlagen Polen zugeſchlagen, ebenſo
die Eiſenbahnbrücke der Bahn Marienwerder Münſter-
walde mit ihrem Brückenkopf und inneren Deich, ſowie das
dortige Gebiet bis zum Fuß des vom Fluß weiter entfernt
gelegenen zweiten Deichs. Ferner werden die in der Nord-
weſtecke des Kreiſes Marienwerder gelegenen 5 Ortſchaften
Johannisdorf, Neuliebenau, Außendeich,
Kramershof und Kleinfelde an Polen gegeben
und damit eine Art Brückenkopf auf dem rechten Weichſel
ufer geſchaffen.

Die deutſche Regierung hat bereits in mehrfachen Noten
bei dem Oberſten Rat unter eingehendſter Darſtellung der
Verhältniſſe gegen eine etwaige Löſung dieſer Art Stellung
genommen. Durch die Abſtimmung vom 11. Juli 1920 iſt
der Wille der Bevölkerung einwandfrei zu Tage getreten,
daß das geſamte weſtpreußiſche Gebiet Deutſch-
land zuzuſprechen iſt. Der Friedensvertrag ſieht für
Polen lediglich ein Stromaufſichtsrecht vor. Der ungehin-
derte Beſitz der Häfen und Anlagen auf dem rechten Weichſel
ufer, insbeſondere des Hafens von Kurzebrack, L für ganz
Oſtpreußen eine Lebensfrage, während er für polnilſche
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Schiffahrt nur gerrnge Bedeutung haben kann. Durch die
vom Oberſten Rat gefällte Entſcheidung wird auch der
Schutz gegen Hochwaſſer illuſoriſch gemacht.

Die Deutſche Regierung erhebt hiermit feierlichſt
Einſpruch gegen die Entſcheidung des Ober-
ſten Rates. Sie muß es ablehnen, irgend eine Verant-
wortung für die ſich etwa aus dieſem Spruch ergebenden
Folgerungen zu übernehmen; ſie kann dieſe Entſcheidung
nicht anerkennen, da ſie mit den Beſtimmungen des Frie-
densvertrages nicht vereinbar iſt; ſie widerſpricht ebenſo
ſehr dem Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker, wie den wirt-
ſchaftlichen und geographiſchen Notwendigkeiten des Landes.

Nach der Proteſtnote über die Zuſtände im Saar-
revier folgte am anderen Tage die über den neueſten
Gewaltakt. Es wird noch nicht die letzte geweſen ſein,
ſoviel ſcheint jetzt ſchon feſtzuſtehen. Denn Deutſchlands
Unterdrückung wird zähe und planmäßig weiter verfolgt.
Se wir können uns nur mit moraliſchen Mitteln
wehren.

Der Kotau vor Moslun und ſeine Folgen.
Anfang der laufenden Woche ſoll die unabhängige

Delegation, beſtehend aus Criſpien, Däumig, Dittmann
und Stöck, die nach Moskau gefahren war, um die Zu
laſſung der U. S. P. zur dritten Jnternationale zu er-
betteln, in Berlin wieder eintreffen. Nach den bisheri-

en, allerdings etwas ſpärlichen Berichten über den
Moskauer re der dritten Jnternationale zu ur-
teilen, iſt die Aufnahme der deutſchen Delegierten eine
ziemlich kühle geweſen und ſowohl Lenin wie Sinowjew
haben den unabhängigen Führern die heftigſten Vor-
würfe wegen ihrer lauen und gegenrevolutionären Poli-
tik gmacht. Auch hat der Delegierte der deutſchen Kom-
muniſten, Dr. Paul Levi, heftig gegen die Unabhängi-
en und namentlich gegen deren rechten Flügel polemi-ſert und den Kongreß aufgefordert, ihre Aufnahme ab

zulehnen. Nach dem Beſcheid zu ſſchließen,
den die in einer ähnlichen Eigenſchaft und in
einer parallelen Lage nach Moskau gefahrenen
franzöſiſchen Delegierten Cachin und Froſſard zurückge-
bracht haben, ſcheinen Lenin und ſeine Jünger viel
Waſſer in ihren Wein gegoſſen zu haben, denn auf ihrer
Durchreiſe durch Berlin ſollen die Franzoſen erklärt
haben, daß Lenin ihrer Partei kein Hindernis mehr in
den Weg lege, keinerlei Ausſchließungen von unbe-
quemen Genoſſen verlange und der franzöſiſchen Organi-
ſation vollſtändig freie Hand in der Regelung ihrer in-
ternen Angelegenheiten und in der Feſtſetzung ihrer
Taktik laſſen. Von einem Ausſchluß Longuets, Brackes
und ſogar Renaudels wäre danach nicht mehr die Rede.
Treffen dieſe Jnformationen zu, dann iſt es allerdings
zu erwarten, daß auch die Unabhängigen ihren Beitritt

Moskauer Internationale vollziehen. Denn wir
önnen uns ſchwer denken, daß Moskau ſchlechtere Be-

dingungen den deutſchen Unabhängigen als den franzöſi-
ſchen Sozialiſten geſtellt hätte.

Der Beitritt der Unabhängigen zur Moskauer
Internationale wäre in der Tat der logiſche Schlußpunkt
einer ſtändigen Entwicklung, die an jenem Tage begann,
an dem die Berliner Leitung der U. S. P. im Verein mit
den Kommuniſten verſuchte, durch blutige Straßenkämpfe
die politiſche De 33 erobern und den Willen eines
Bruchteils der Arbeiterklaſſe dem ganzen deutſchen
Volke aufzuzwingen. Seit dieſer Januarwoche 1919 hat
ſich die Unabhängige Partei immer mehr radikaliſiert
und nach der Richtung der Diktatur des Proletariats
orientiert. Es fehlte ihr nur bisher der Mut zum
letzten, logiſchen Sprung in das bolſche-
wiſtiſche Fahrwaſſer, zur gänzlichen Preis
e der im Erfurter en ausdrücklich feſtge-egten Grundſätze der Demokratie.

e würde alſo mit dem Bekenntnis zum
Moskauer Räteſyſtem ſeitens der Unabhängigen eine
gewiſſe Klärung in den innerpolitiſchen Verhält-
niſſen Deutſchlands eintreten. Dieſe Klärung aber
würde gleichzeitig eine ſchwere interne Kriſe innerhalb
der Unabhängigen-Partei hervorrufen. Die U. S. P., die
bisher als Mittelding zwiſchen Demokratie und Diktatur
an ſich keine Exiſtenzberechtigung beſaß, würde nunmehr
erſt recht überflüſſig werden, denn ſie hätte ſich zu den
Grundſätzen des Spartakusbundes bekehrt und wäre nur
voch eine ſehr entbehrliche Filiale der K. P. D. Aber
ebenſowenig wie in Frankreich Renaudel, Thomas und
noch viele andere, die ſogar weit mehr links ſtehen als

2 ausgeſprochenen Führer des rechten Flügels, die
ver nach Moskau mitmachen werden, ſelbſt wenn

ſie nicht mit ihrem Ausſchluß verbunden wäre, ebenſo-
wenig wird die geſamte Unabhängige Partei den An-
ſchluß an Moskau billigen wollen. Genau ſo wie Re
naudel hat Kautsky ſchon vor längerer Zeit klipp und
klar erklärt, daß er lieber aus der U. S. P. austreten,
als daß er zur Internationale des Terrors
übertreten würde. Und es gibt noch eine ganze Anzahl
von bekannten Führern des rechten Flügels der U. S. P.,
die genau ſo denken wie er. Wie groß die Maſſen ſind,
die bisher unabhängig ſtimmten, jedoch die bolſchewiſti
ſchen Methoden ablehnen und bei einem etwaigen An
ſchluß an die dritte Internationale ihrer Partei den
Rücken kehren würden, iſt ſchwer anzugeben. Vermut-
lich iſt dieſer Teil der unabhängigen Wählerſchaft ver-

gering, doch dürfte er nach dem Namen und
em Wert ſeiner Führer zu ſchließen die geiſtige Elite

dieſer Partei bilden.
Sollte dagegen wider Erwarten der Beſcheid, den die

unabhängige Delegation aus Moskau zurückbringt, ein
negativer ſein, dann iſt die Kriſe in der U. S. P. erſt
recht zu erwarten. In dieſem Fall würde es der linke
Flügel ſein, der ſich nicht fügen würde. Beſteht ja be-
breits ſeit Monaten in verſchiedenen Ortsgruppen und
Bezirksorganiſationen der U. S. 7 eine ſehr ſtarke
Strömung zugunſten des nſchluſſes um
jeden Preis, alſo auch um den Preis des Aus-
ſchluſſes der Kautsky, Hilfferding und Genoſſen oder ſo-
gar des glatten Uebertrittes zur K. P. D. oder des Auf
gehens in ihr. Unter dem Eindruck der bolſchewiſtiſchen
Siege gegen Polen iſt naturgemäß dieſe Strömung nun
noch ſtärker geworden und eine weitere dilatoriſche Be
n dieſer Angelegenheit würde ſich jetzt der linke
iſt get er Unabhängigen einfach nicht mehr gefallen

aſſen.
Für die demütige Art, mit der die bittenden Franzo-

ſen und Deutſchen in Moskau um die Gunſt der Herren
der dritten Internationale geworben haben, iſt nichts
bezeichnender als eine Denkſchrift, die Cachin und Froſ-
ſard dem Moskauer Kongreß überreicht haben und aus
dem wir folgende Stellen entnehmen:

„Jhr habt uns lebendige Geſchichtsſtunden gegeben.
Jhr habt uns auch klar bewieſen, daß es nur durch
die Gewalt und durch die direkte revolutio-
näre Tat, in der Glut des Bürgerkrieges, daß die
Grundfeſten einer neuen ſozialen Ordnung gelegt wer-
den können. Wir ſehen klar, daß es für uns keine andere
Wahl gibt. Der gegenwärtigen bürgerlichen Dik-
tatur muß das bürgerliche Proletariat ſeine eigene Dik-
tatur entg genſetzen. Jhr erklärt uns mit vollem Recht,
daß ſeine einfache Anerkennung in Worten all dieſer
durch die ruſſiſche Revolution geheiligten Grundſätze
nicht genügt. Die Worte müſſen durch die Tat beglaubigt
werden. Wir ſind ganz einer Anſicht. Wir wollen nicht
die Unzulänglichkeit und die Schwäche unſerer bisherigen
Taktik leugnen. Jhr habt recht, wenn Ihr uns vorwerft,
nicht genügend Energie und nicht die nötige Kraft ge
zeigt zu haben.

Ein ſchlimmerer Kotau iſt kaum denkbar. Neu-
gierig ſind wir nur auf die entſprechenden demütigen
Erklärungen, die Criſpien, Dittmann und ſeine Freunde
in Moskau zweifellos gleichfalls abgegeben haben wer-
den, um Gnade bei Lenin und Sinowjew zu finden.

Der 6pionage-Prozeß vor dem franzöſiſchen Kriegs
gericht in Mainz.

Am Freitag ſind vor dem franzöſiſchen Kriegsgericht
in Mainz 16 deutſche Angehörige, die beſchuldigt ſind, im
Auftrage des Heimatdienſtes Spionage getrieben oder
verſucht, ferner durch ihre Korreſpondenzen die Sicher
heit der franzöſiſchen Armee gefährdet zu haben, abge-
urteilt worden. Angeklagt waren Groger, Krauß, Sit-
tinger, Schäffer, Willinger, Lillig, Mackarth, Egli, Loos,
Wernerhus, Wolgemuth, Feick, Schildbach und Gathe.
Das Urteil lautete bei Groger, Mackarth, Egli, Loos und
Wernerhus in eontumaciam (d. h. in ihrer Abweſenheit)
auf 20 Jahre Gefängnis und 20 Jahre Aufenthaltsverbot.
Feick, Schäffer und Sittinger wurden unter Zubilligung
mildernder Umſtände zu je einem Jahr Gefängnis ver-
urteilt, Schildbach erhielt 1 Jahr Gefängnis und
10 000 Geldſtrafe, Willinger wurde zu 10 Jahren Ge-
fängnis und 10jährigem Aufenthaltsverbot verurteilt.

7 Gathe, Lillig und Wolgemuth wurden freige-
prochen.

Dieſes utteil wirft er ein r icht aufper öſiſche Gerechtigkeit Arbeiter, im e e füt
ie ung ihrer wichtigſten Lebensintereſſen ſtand

werden brutol wie gemeine Verbrecher zu Gefängnis

en ncfährdun er r fra n ungsarmee tant natürlich keine Rede ehe Die Angekla G

haben niemals im entfernteſten daran gedacht, Maß
nahmen gegen die Beſatzungsarmee zu unternehmen, das
was ihnen vorge n wird, war lediglich eine Abweht
egen die Losl. eſtrebungen der Haaßiſten in derPials, die ja bekanntlich in eindeutiger Weiſe von den

rn unterſtützt und gefördert worden ſind. Dieſen
ampf für die deutſche Einheit, für die Wahrung der

ſozialen und politiſchen Errungenſchaften der Revolu-
tion kreidet man dieſen Leuten an als ein Verbrechen
wider die Hoheit der franzöſiſchen Kapitaliſten- Republik

Immer noch die „Orgeſch“.
Die Energie, mit der das Magdeburger Oberpräſi

dium in den Spitzelſumpf der Orgeſch hereingeleuchiet
at, iſt den Reaktionären furchtbar in die Glieder gen W Sie ſuchen mit allen Mitteln dem

noſſen Hörſing in den Arm Jr fallen und ihn an der
ortführung ſeiner Tätigkeit zu verhindern. Der
eutſchvolksparteiliche Abgeordnete Dr. Kulenkampff

hat an den Staatskommiſſar für die öffentliche Ordnung
Herrn Dr. Weißmann, z Telegramm d

„Unterſuchung in elegenheit Nachrichtenſtelle
Magdeburg wird von l ſtiſcher Seite hier ganz ein-
ſeitig geführt. Jm öffentlichen Intereſſe iſt parteiloſe
Klärung unerläßlich. Beantrage r Herſendung
r uünparteliſchen bevollmächtigten Unterſuchungs-
eamten.“

Ob Hörſing die Unterſuchung einſeitig unparteiiſch
ührt, mag man am beſten danach beurteilen, daß er

slos auch die Verbindungen der rzu eingelnen ozialdemokratiſchen Parteimitg edern auf-

gedeckt hat. Jn folgedeſſen iſt der Parteiſekretär Neßler,
obwohl er anſcheinend nur leichtgläubig und zu ver-
trauensſelig gehandelt hat, bereits ſeines Amtes ent-
hoben und aus der Partei ausgeſchloſſen worden. Ein
ſolches Vorgehen kann man doch wirklich nicht parteiiſch
nennen.

Was Herr Dr. Kulenkampff haben will, iſt etwas
ganz anderes als eine unparteiiſche Unterſuchung. Er
will eine Unterſuchung haben durch jene berühmten Weiß-
mannſchen Kominiſſare, die, wenn es gegen rechts geht,
immer unbegreiflicherweiſe zu ſpät kommen. Herr
Kulenkampff wünſcht eine Unterſuchung, bei der die
Schuldigen rechtzeitig gewarnt werden, das Material vor
der Hausſuchung beiſeite geſchafft wird uſw. uſw. Wir
ſind ſehr geſpannt, was das Staatskommiſſariat für die
öffentliche Ordnung auf Herrn Kulenkampffs Erſuchen
erwidern wird.

Die „Orgeſch“ auch für Oſtpreußen
verboten.

Königsbeerg, 16. Auguſt. Der Oberpräſident hat die
Orgeſch für die Provinz Oſtpreußen verboten.

Juland.
Die Abſtimmungsgebiete wieder unter deutſcher Hoheit.

Allenſtein, 16. Aug. Vormittags 11 Uhr verabſchie
dete ſich die Jnteralliierte Kommiſſion von den hieſigen
Behörden. Die r der r r des Regie

n und des Kreiſes Oletzko an denrungsbezirkes AllenſteReihe und Stantskommiſſar Frhrn. v. Gapyl leitete der
Chef der Kommiſſion mit einer Anſprache ein, worin er
die Aufgabe der Jnteralliierten Kommiſſion als beendet
bezeichnete und namens der Kommiſſion den beteiligten
Behörden für ihre Mitarbeit ſeinen Dank ausſprach.
Der Reichs- und Staatskommiſſar übernahm darauf die
Verwaltung aus den Händen der Jnteralliierten Kom
miſſion zurück und führte in einer Anſprache aus, die
Erinnerung an die Ereigniſſe der Abſtimmungszeit
werde in der Bevölkerung dauernd lebendig bleiben.
Man werde dabei nicht vergeſſen, daß die JntkeralliierteKommiſſion ſich unter ſchwierigen Verhältniſſen be
mühte, die Verwaltung und die Abſtimmung unparteiiſch
und gerecht zu leiten, und daß auch die interalliierten
Truppen beſtrebt waren, dieſem Beiſpiele zu folgen.
Namens der verſammelten Chefs der Reichs und
Staatsbehörden erklärte ſodann der Regierungspräſident

Romeo und Julig guf dem Dorfe.
Erzählung von Gottfried Keller.

(21. Fortſetzung.)

„Biſt du eiferſüchtig, Sali?“ fragte es ihn, als die Muſi-
kanten müde waren und aufhörten. „Gott bewahre!“ ſagte
er, „ich wüßte nicht, wie ich es anfangen ſollte!“ „Warum biſt
du denn ſo bös, wenn ich mit anderen tanze?“ „Jch bin nicht
darüber bös, ſondern weil ich mit anderen tanzen muß. Jch
kann kein anderes Mädchen ausſtehen, es iſt mir, als wenn
ich ein Stück Holz im Arm habe, wenn du es nicht biſt.
Und du? Wie geht es dir?“ „O, ich bin immer wie im
Himmel, wenn ich nur tanze und weiß, daß du zugegen biſt!
Aber ich glaube, ich würde ſogleich tot umfallen, wenn du
weggingeſt und mich daließeſt!“

Sie waren hinabgegangen und ſtanden vor dem Hauſe;
Vrenchen umſchloß ihn mit beiden Armen, ſchmiegte ſeinen
ſchlanken, zitternden Leib an ihn, drückte ſeine glühende
Wange, die von heißen Tränen feucht war, an ſein Ge-
ſicht und ſagte ſchluchzend: „Wir können nicht zuſammen
ſein, und doch kann ich nicht von dir laſſen, nicht einen Augen
blick mehr, nicht eine Minute!“ Sali umarmte und drückte
das Mädchen heftig an ſich und bedeckte es mit Küſſen.
Seine verwirrten Gedanken rangen nach einem Ausweg,
aber er ſah keinen. Wenn auch das Elend und die Hoffnungs-
loſigkeit ſeiner Herkunft zu überwinden geweſen wären, ſo
war ſeine Jugend und unerfahrene Leidenſchaft nicht be-
ſchaffen, ſich eine lange Zeit der Prüfung und Entſagung
vorzunehmen und zu überſtehen, und dann wäre erſt noch
Vrenchens Vater dageweſen, welchen er zeitlebens elend ge-
macht. Das Gefühl, in der bürgerlichen Welt nur in einer
ganz ehrlichen und gewiſſenfreien Ehe glücklich ſein zu können,
war in ihm ebenſo lebendig wie in Vrenchen, und in beiden
verlaſſenen Weſen war es die letzte Flamme der Ehre, die
in früheren Zeiten in ihren Häuſern geglüht hatte und

dieſe Ehre zu äufnen wähnend durch Vermehrung ihres
Eigentums, ſo gedankenlos ſich das Gut eines Verſchollenen
aneigneten, ganz gefahrlos, wie ſie meinten.

Das geſchieht nun alle Tage: zuweilen ſtellt das Schickſal
ein Exempel auf und läßt zwei ſolche Aeufner ihrer Haus
ehre und ihres Gutes zuſammentreffen, die ſich dann un
fehlbar aufreiben und auffreſſen wie zwei wilde Tiere. Denn
die Mehrer des Reiches verrechnen ſich nicht nur auf den
Thronen, ſondern zuweilen auch in den niederſten Hütten
und langen ganz am entgegengeſetzten Ende an, als wo
hin ſie zu kommen trachteten, und der Schild der Ehre iſt
im Umſehen die Tafel der Schande. Sali und Vrenchen
hatten aber noch die Ehre ihres Hauſes geſehen in zarten
Kinderjahren und erinnerten ſich, wie wohlgepflegte Kin-
dexchen ſie geweſen und daß ihre Väter ausgeſehen wie
andere Männer, geachtet und ſicher. Dann waren ſie auf
lange getrennt worden, und als ſie ſich wiederfanden, ſahen
ſie in ſich zugleich das verſchwundene Glück des Hauſes, und
beider Neigung klammerte ſich nur um ſo heftiger ineinander.
Sie mochten ſo gern fröhlich und glücklich ſein, aber nur auf
einem guten Grund und Boden, und dieſer ſchien ihnen
unerreichbar, während ihr wallendes Blut am liebſten gleich
zzufammengeſtrömt wäre.

„Nun iſt es Nacht,“ rief Vrenchen, „und wir ſollen uns
trennen!“ „Jch ſoll nach Hauſe gehen und dich allein laſſen
rief Sali, „nein, das kang ich nicht!“ „Dann wird es Tag
werden und nicht beſſer um uns ſtehen!“

„Jch will euch einen Rat geben, ihr närriſchen Dinger!“
tönte eine ſchrille Stimme hinter ihnen, und der Geiger
trat vor ſie hin. „Da ſteht ihr,“ ſagte er, „wißt nicht, wo
hinaus und hättet euch gern. Jch rate euch, nehmt euch, wie
ihr ſeid und ſäumet nit. Kommt mit mir und meinen guten
Freunden in die Berge, da brauchet ihr keinen Pfarrer,
kein Geld, keine Schriften, keine Ehre, kein Bett, nichts als
euren guten Willen. Es iſt gar nicht ſo übel bei uns, ge
ſunde Luft und genug zu eſſen, wenn man tätig iſt; die

welche die ſich ſicher fühlenden Bäter durch einen unſchein-
baren Mißgriff ausgeblaſen und zerſtört hatten, als ſie, eben

n grünen Wälder ſind unſer Haus, wo wir uns lieb haben,
wie es uns gefällt, und im Winter machen wir uns die

wärmſten Schlupfwinkel oder kriechen den Bauern ins warme
Heu. Alſo kurz entſchloſſen, haltet gleich hier Hochzeit und kommt
mit uns, dann ſeid ihr aller Sorgen los und habt euch
für immer und ewiglich, ſolange es euch gefällt wenig-
ſtens; denn alt werdet ihr bei unſerem freien Leben, das
könnt ihr glauben! Denkt nicht etwa, daß ich euch nachtragen
will, was eure Alten an mir getan. Nein! Es macht mir
zwar Vergnügen, euch da angekommen zu ſehen, wo ihr ſeid;
allein damit bin ich zufrieden und werde euch behilflich und
dienſtfertig ſein, wenn ihr mir folgt.“

Er ſagte das wirklich in einem aufrichtigen und gemüt-
lichen Tone. „Nun, beſinnt euch ein bißchen, aber folget mir,
wenn ich euch gut zum Rat bian! Laßt fahren die Welt
und nehmet euch und fraget niemandem was nach! Denkt
an das luſtige Hochzeitbett im riefen Wald oder auf einem
Heuſtock, wenn es euch zu kalt iſt.“ Damit ging er ins
Haus.

Vrenchen zitterte in Salis Armen, und dieſer ſagte:
„Was meinſt du dazu? Mich dünkt, es wäre nicht übel,
die ganze Welt in den Wind zu ſchlagen und uns dafür zu
lieben ohne Hindernis und Schranken!“ Er ſagte es aber
mehr als einen verzweifelten Scherz denn im Ernſt. Pren-
chen aber erwiderte ganz treuherzig und küßte ihn: „Nein, da
hin möchte ich nicht gehen, denn da geht es auch nicht nach
meinem Sinne. Der junge Menſch mit dem Waldhorn uß
das Mädchen mit dem ſeidenen Rocke gehören auch ſo zu
ſammen und ſollen ſehr verliebt geweſen ſein. Nun ſei letzte
Woche die Perſon ihm zum erſten Male untreu geworden,
was ihm nicht in den Kopf wolle, und deshalb ſei er ſo trau-
rig und ſchmolle mit ihr und mit den anderen, die ihn aus
lachen. Sie aber tut eine mutwillige Buße, indem ſie allein
tanzt und mit niemandem ſpricht, und lacht ihn auch nur
aus damit. Dem armen Muſikonten ſieht man es jedoch
an, daß er ſich noch heute mit ihr verſöhnen wird. Wo es
aber ſo hergeht, möchte ich nicht ſein, denn nie möcht' ich
dir untreu werden, wenn ich auch ſonſt noch alles ertragen
würde, um dich zu beſitzen!“

(Fortſezung folgt
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Tumulte in Allenſtein.
Allenſtein, 16. Aug. Jm Anſchluß an das geſtern

abend erfolgte des Regierungspräſidenten von
Oppen und des Oberbürgermeiſters Zülch, die von einer

waltigen Menſchenmenge aufs herzlichſte begrüßt wur
n, kam es vor dem Rathaus, wohin ſich die Ange-

kommenen begeben hatten, zu Ausſchreitungen händel-
ſüchtiger Elemente, die, laut „Allenſteiner Zeitung“, den
aus dem Hauptportal herausgetretenen Oberbürger-
meiſter von der d herunterzureißen ſuchten und
ihm einen Stockhieb über den Kopf r ten. Die Sicher-

itspolizei machte von der blanken Gebrauch und
äuberte den Rathausplatz von den Ruheſtörern, die
darat hin in der Wilhelmſtraße das Pflaſter aufriſſen
und die Sicherheitspolizei mit Steinen bewarfen. Durch
Abgabe einiger Schüſſe wurden die Ruheſtörer zerſtreut.

ialdemokraten Oberſchl sDie ev ſtrengſte giltig demonſtrieren far
Benthen, 16. Aug. Sämtliche freien Gewerkſchaften

und ſozialdemokratiſche Oberſchleſiens berufen
morgen abend Einſpruchsverſammlungen ein zur

bwehr der Verſuche einer Neutralitätsverletzung
Oberſchleſiens. Die Gewerkſchaften und Eiſenbahner for
dern ein Verbot aller nichtkontrollierten Munitions-
und Truppentransporte. Sämtliche Betriebsräte haben
dieſe Forderung aufgeſtellt. Die Kaufmannſchaft wird
aufgefordert, morgen mittag die Läden zu ſchließen. Soll-
ten die den en zur Sicherung der Neutralität
Oberſchleſiens nicht angenommen werden, wird der all
gemeine Ausſtand in Oberſchleſien angedroht.

Der Reichspräſident beſucht die techniſche Meſſe

e in Leipzig.pzig, 16. Auguſt. Reichspräſident Ebert und
Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Scholz ſind heute vor-
mittag in Begleitung verſchiedener höherer Reichsbeamter
zum der Techniſchen Meſſe in Leipzig eingekroffen. Im Meßamt, wo ſich auch der ſächſiſche Huniſter-

präſident Buck und eine Reihe anderer ſächſiſcher Mi-
niſter, ſowie eine Anzahl weiterer hervorragender Per-ſonen eingefunden hatten, fand eine Begrüßun ſtatt,
bei der anregend Rofenthal, der Sonne
der Zentralſtelle für Intereſſenten der Leipziger
meſſen die Gäſte willkommen hieß

uſter-
i ieß und u. a. angeſichtsder ausländiſchen Konkurrenzmeſſen die drigtgente e

wendigkeit einer Erhöhung der für die Auslandspropa-
x vom Reiche zur rei gng geſtellten Geldmittel,
ie m etwa zwe illionen Mark betragen,

hervorhob. Der Redner erbat für dieſe Beſtrebungen die
Unterſtützung der anweſenden Regierungsvertreter.

Hierauf ergriff Reichspräſident Ebert das Wort
einer längeren Rede, in der er noch verſicherte, daß

er durch Kommerzienrat Roſenthal zum Ausdruck gebrachte Appell bei der Reichsregierung nicht ungehört
verhallen werde. Jm Namen der ſächſiſchen Staats
W r ſagte Miniſterpräſident Buck auch die Unter
ſtützung der ſächſiſchen Regierung für die Beſtrebungen
des Meßamts und der deutſchen Induſtrie zu. er
Direktor des Meßamts, Dr. Köhler, behandelte als
dann in längeren Ausführungen das noch heute lebhaft
umſtrittene Problem der Abtrennung der Techniſchen
Meſſe von der allgemeinen Muſtermeſſe und ſprach die
Hoffnung aus, die diesfährige Herbſtmeſſe möge dazu
beitragen, daß wir aus der wirtſchaftlichen Kriſis einen
gehörigen Schritt heraustun.

Ungetrener Beamter.
Der Leiter der Erfaſſungsabteilung beim Reichsverwertungs-

amt in Eſſen, Direktor Dr. Klein iſt unter der Anklage, ſchwere
amtliche Verfehlungen begangen zu haben, auf Veranlaſſung der
Eſener Staatsanwaltſchaft verhaftet worden. Ueber den Ver-
hafteten ging ſchon geraume Zeit das Gerücht, daß er beſchlag-
nahmepflichtige Waren in großem Umfange gegen Annahme hoherVeſtechungsgelder gewohndeitsmäbig freigäbe. Die von der
Eſener Staatsanwaltſchaft eingeleitete Unterſuchung ergab ſo
(hwerwiegendes Verdachtsmaterial, daß die Verhaftung des Dr.
Klein verfügt wurde. Dieſer aber war nach vorausgegangener
Vernehmung durch die Gerichtsbehörden nach Paris abgereiſt.
Als er dann vorgeſtern nach Eſſen zurückkehrte, erfolgte ſofort
ine Verhaftung. Ueber das ebenfalls über den Verhafteten ver-
breitete Gerücht, daß er neben ſeiner Tätigkeit im Reichsver-
wertungsamt in geheimen Beziehungen ſehr zweifelhafter Natur

fur Entente
eſtg

nden dade, konnte die lang einwandfrei nichts
eſtellt werden. Genährt wurde dieſer Verdacht durch die ſehr

n Reiſen, die der Verhaftete andauernd nach Paris
ahm.

Ein Landrat von den Belgiern verhaftet.
Düſſeldorf, 16. Auguſt. Der Landrat von Neuß, Frei-

herr von Lüninck, wurde am 12. Auguſt durch belgiſche Mili-
tärpolizei in ſeinem Büro verhaftet, in Krefeld zwangs-
weiſe vorgeführt und nach dreiſtündiger Vernehmung in
Unterſuchungshaft genommen, woraus er am Sonnabend
morgen gegen Stellung einer Kaution entlaſſen wurde. Der
Grund der Ferdaiſmrrg iſt darin zu ſuchen, daß Lüninck die
Anordnungen der milftäriſchen Stellen in mehreren Fällen,
die ſich nicht im Sinne der Beſtimmungen des Rheinland-
Abkommens und hohen Kommiſſion hielten, nicht ſofort aus
prte, ſondern zuerſt Aufklärungen und Erläuterungen er-

Franzöſiſche Truppenverſchiebungen.
Das franzöſiſche Dementi, daß keine neuen Truppen

nach dem im Weſten beſetzten Gebiet geſchafft worden
eien, entſpricht nicht den Tatſachen. In den letzten
er wurden zahlreiche Truppen durch Griesheim be-

fördert, um anſcheinend im Brückenkopf Mainz zuſam-
mengezogen zu werden. Jn Wiesbaden ſtehen wieder
neue franzöſiſche Truppen, auch aus Mainz wird gemel-
det, daß dort ſtarke Truppenzuſammenziehungen ſeitens
der Franzoſen ſtattfinden.

Ausland.

Eine Erklärung Lſchitſcherins.
Die ruſſiſche Polenpolitik und die Bedingungen für den

Frieden.
Berlin, 14. Auguſt.

Der Berliner Korreſpondent des „Jnternational News
Service“, Mr. Frank Maſon, hat ſich an den ruſſiſchen
Volkskommiſſar für auswärtige Angelegenheiten, Tſchi
tſcherin, mit mehreren Anfragen gewandt und hat von ihm
unter anderem auch den folgenden Brief über neue Wege
in der ruſſiſchen Politik gegenüber Polen erhalten.

Moskau, 11. Auguſt.
Die ruſſiſche eng beabſichtigt nicht im mindeſten,

Polen zu „reinigen“ (to wipe out), ſie wünſcht lediglich, ſich
Garantien gegen neue Angriffe zu verſchaffen
und verlangt deshalb die Herabſetzung der polniſchen Heeres-
ſtärke auf 50 000 Mann. Zu gleicher Zeit aber ſollen die
polniſchen Arbeiter der organiſierten Gewerkſchaften be-
waffnet werden, um Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten.
Dieſe Arbeitermiliz wird das Gegengewicht gegen-
über den polniſchen imperialiſtiſchen Gro grundbeſitzern
bilden. P der Bewaffnung der polniſchen Ar-
beiter ſucht ſich die Sowjetregierung die wirkſamſte Ga-
nantie zu verſchaffen, indem ſie darauf vertraut, in ihnen
ein Bollwerkfürden Frieden zu finden. Dies iſt
ein ganz neuer Gedanke in der internationalen Politik. Das
polniſche Volk verdient weiteſtgehende Aufmerkſamkeit.
Gleichzeitig mit der Bewaffnung der polniſchen Arbeiter-
ſchaft wird die ruſſiſche Armee aus Polen und von den pol-
niſchen Grenzen ort gezogen werden, wo nur 200 000 Mann
belaſſen werden ſollen. Anſtatt auf eine ruſſiſche Okkupation

verläßt ſich die ar je auf die bewaffneten pol-
niſchen Arbeiter zur ufrechterhaltung des Friedens.
Polen wird Waffen und Kriegsmaterial be-er können, ſoweit dies für die oben erwähnte

rmee und für die Bewaffnung der Arbeiterſchaft erforder-
lich iſt. Die Reſt u an Rußland ausgeliefert werden.
Allen Familien, deren Angehörige als polniſche Bürger im
Kriege oder im Zuſammenhang mit dem Kriege getötet, ver-
wundet oder erwerbsunfähig geworden ſind, iſt koſtenlos
und zu freiem Beſitz Land zu überweiſen. Dies ſind die
Hauptpunkte, die, wie Sie ſehen, ein Neubeginn ſind. Jhre
Vermutungen über unſere Generale, die an-
geblich die ruſſiſche J in der Hand haben, ſind wahr-
lich abſurd. Weder Bruſſilow noch Kuropatkin üben eine
Kontrolle über die Armee aus; ſie gehören lediglich einer
veratenden Körperſchaft an. Generaliſſi-mus iſt Kamenew, deſſen Generalſtabschef Lebedew.
Der Oberkommandierende an der Weſtfront, Tukha-
tſchewski, iſt ein vortrefflicher Kommuniſt und ein
junger Offizier. Die oberſte militäriſche Kontrolle liegt in
den Händen des Revolutionären militäriſchen Komitees der
252 Die rote Armee ſteht vollkommen im Dienſte der

owjetmacht.
Sowjetrußland hat am Verſailler Ver-

trage keinen Teil und ignoriert ihn. Seine

Beziehungen zu Polen und Deutſchland baſieren auf
ſeinen eigenen Grundſätzen, an erſter Stelle auf der Aner-
kennung des Rechts der Selbſtbeſtimmung und
des Wunſches nach Frieden. Solange nicht ein all
gemeines Abkommen mit Großbritannien erzielt iſt, hat
Sowjetrußland völlig freie Handim Orient. Ein-
ſchränkungen nach dieſer Richtung können einzig und allein
durch einen Vertrag oder ein anderes Abkommen
beſchloſſen werden. Dann aber werden ſolche Einſchrän-
kungen allerſtrengſtens innegehalten werden.

gez. Tſchitſcherin.

Die polniſche Frage im engliſchen Parlament.
London, 16. Aug. (Unterhaus.) Zu Beginn der

zit en Sitzung brachte Lloyd George den Antrag ein,
as Unterhaus wolle ſich bis zum 19. Oktober vertagen.

Es werde früher zuſammenberufen werden, wenn das
Intereſſe des Landes es erfordere. Nur wenn die ruſſi
ſchen Bedingungen an Volen nicht aufrichtig wären, oder
die Unabhängigkeit Polens beeinträchtigen würden,würde ein früherer Zuſammentritt notwendig werden.
Das Haus dürfe überzeugt ſein, daß die Regierung Eng-
land nicht in kriegsmäßige Operationen hineinziehen
laſſen werde, ſolange ſie nicht das ganze Land hinter ſich
wiſſe. Hierauf erklärte Lloyd George, der Völkerbund
ſei nur wirkſam, wenn völlige Einigkeit herrſche. Be-
züglich Rußlands und Polens ſeien die Alliierten nicht
alle derſelben Meinung, es würde alſo keinen Zweck ge-
abt haben, wenn dieſe Angelegenheiten anſtatt vom
berſten Rat vom Völkerbund erörtert würden. Ruß-

land habe erklärt, es werde unter keinen Umſtänden eine
Jntervention des Völkerbundes zulaſſen. Er hoffe balddem Hauſe Depeſchen vorzulegen, aus denen ſich ergeben
würde, daß die Haltung der Regierung bezüglich Polens
vollſtändig konſequent geweſen ſei. Auf eine Anfrage
erklärte Lloyd George, die Regierung habe General
Wrangel vollſtändig klar gemacht, daß er weitere An-
griffe gegen die Bolſchewiſten auf eigene Verantwortung
machen würde.

Die neue Verordnung für die Kriegsbeſchädigten.
Von Guſtav Hoch, Hanau.

Der Reichstags- Ausſchuß für ſoziale Angelegenheiten
hat ſoeben den Entwurf einer Verordnung zur Durch-
führung des 828 des Reichsverſorgungsgeſetzes verab-
ſchiedet. Damit iſt einer Beſtimmung des angeführten
Geſetzes nachgekommen, wonach die Verordnung auch der
R „eines aus 28 Mitgliedern beſtehenden“

eichstags- Ausſchuſſes bedarf.
25 Abſ. 3 des Reichsverſorgungsgeſetzes bezieht ſich

auf die Rente der Kriegsbeſchädigten. Der Beſchädigte
hat Anſpruch auf Rente, ſolange infolge einer Dienſt-

Hierzu heißt es im 825 Abſ. 3:

verſehrtheit wird ciner Minderung der Erwerbsfähig-
keit von 15 bis einſchließlich 50 v. H. n r
wenn die Erwerbsfähigkeit nicht oder nur
gerem Maße als um 50 v. H. gemindert iſt.

Verluſt eines Beitntes oder eines Armes 50 v. H.
Verluſt eines Unterſchenkels oder armes 40 v. H.
Verluſt eines Fußes 990 v. H.Verluſt von drei oder mehr Fingern einer

Hand einſchließlich des Daumens 30 v. H.
ausſchließlich des Daumens 20 v. H.

Verluſt eines Daumens allein 20 v. H.
Verluſt der ganzen Kopfhaut 20 v. H.Berluſt eines Auges 99 v. H.falls kein künſtl. getragen werden kann 30 v. H.
Halbſeitenblindheit. 40 v. H.Verluſt eines Kiefers oder ſeines größeren

Teils 990 p. S.Berluſt des Gaumens 920 v. H.Berluſt aller Zähne 20 v. S.Verluſt beider Ohrmuſcheln 20 v. H.
Erheblicher Gewebsverluſt der Zunge mit

ſchwerer Sprachſtörung 90 v. H.
Verluſt des Kehlkopfes 50 v. H.Bölliger Verluſt der Naſe 50 v. H.Stinknaſe 50 v. H.Abſtoßend wirkende Entſtellungen des Ge

ſichts 2050 v. H.ZDeultſche Fochſchulen.

Vorliegender Artikel bildet den Anfang einer Aufſatzreihe
über deutſche Fachſchulen, die in zwangloſer Folge erſcheinen ſollen.
die Artikel gehen vom ſtädtiſchen Arbeitsamt Abteilung Berufs

ra ung) aus, das zur Zeit dabei iſt, alle deutſchen Fachſchulen
ausfindig zu machen und in ihrem We'en näher kennen zu lernen,
um die auf die Fortbildungsmöglichkeiten in den
verſchiedenen Berufen hinweiſen zu können. Erfahrungsgemäß
it alljährlich die Zahl derjenigen groß, die Maſchinenſchloſſer,
Rechaniker, Elektriker u. dgl. werden wollen, weil ſie glauben,
daß ſie nach dem Beſuch einer einſchlägigen Fach'chule Außer-
gewöhnliches leiſten können und dadurch beſſere berufliche Aus-
ſichten haben. Daß auch in anderen Berufen Gelegenheit gegeben
iſt auf Grund eines Fachſchulbeſuches es zu etwas Beſonderem
zu bringen, das vergeſſen die meiſten oder wiſſen es nicht. Dabei
ſind in den letzten Jahrzehnten Fachſchulen von erſtaunlicher Viel
ſitigleit entſtanden. Es gibt Schulen für Land und Forſtwirt
haft, für Gärtnereien, Bergbau, Stein, Metall Textil, Papier-,
Ader. und Holzinduſtrie. Für das Rahrungsmilttel-, Genuß-
mittel Bekleidungs-, Vervielfäligungs-, Handels-, Bau und
Kaſtwirtgewerbe, für die Beamten-Laufbahn und dergl. mehr.

eute ſollen näher behandelt werden die:

Lehranſtalten für Technik, Maſchinenbau und Metallbearbeitung.
dierzu gehören im gewiſſen Sinne als Fachhochſchulen, deren es
in Deutſchland elf gibt, wenn wir Danzig mit einrechnen (Char-
lottenburg, München, Hannover, Dresden, Darmſtadt, Karlsruhe,
Stuttgart, Braunſchweig, Aachen, Breslau, Danzig). Faſt alle
erfreuen ſich m einer ungewöhnlich hohen Beſucherzahl,
denſo wie die Univerſitäten. Vor allen iſt die Zahl der
Raſchinenbau und Elektrotechnik Studierenden ſehr geſtiegen,
während die Architekten prozentual etwas zurückgegangen ſind.
Zum Beſuch einer techniſchen Hochſchule iſt das Reifezeugnis einer
neunſtufigen höheren Lehranſtalt erforderlich. Zum Abſchluß
exramen des Dipl. Jngenieurs gehören wenigſtens vier Studien-
hre und ein Jahr Praxis. Die techniſchen Hochſchulen ſind auch

die Würde eines Wichelen ler zu 17 eret
u dieſen techniſchen Hochſchulen kann n as in unſer

Rachdarſtadt Cöthen befindliche Polytechnikum gerechnet werden.

Es erhebt ſich aber andererſeits wegen ſeiner beſonderen Aus-
bildungsmöglichkeiten, die es gewährt es nennt ſich jetzt Ge-
werbe und Handelshochſchule über die zahlreichen techniſchen
Mittelſchulen (Technikum). Von dieſen ſeien neben Fried-
berg i. H. und Reuſtrelitz nur die näher liegenden in Franken-
hauſen, Altenburg, Jlmenau, Zwickau, Hildburghauſen, Chemnitz
und Mittweida erwähnt, welch letztere durch ihre Lehrwerkſtätten
mit über 300 Maſchinen, Motoren, Keſſeln uſw. berühmt iſt. Zur
Aufnahme in dieſe Lehranſtalten und zur Ablegung der Abſchluß-
prüfung genügt die Reife für Oberſekunda. Außerdem wird eine
voransgegangene mindeſtens einfährige praktiſche Tätigkeit ver-
langt. Das Studium wird gewöhnlich nach fünf Halbjahren mit
der Jngenieurprüfung abgeſchloſſen. Das Polytechnikum in Cöthen
bildet neben Jngenieuren auch Dipl. Kaufleute und Handels-
Jngenieure aus. Vielfach beſtehen an den Techniken auch be-
ſondere Abteilungen. wo in kürzerer Zeit meiſt in zwei Se-
meſtern Werkmriſter, Maſchinenmeiſter, Montageleiter, tech-
niſche Zeichner, Büro- und Betriebstechniker u. a, m. ausgebildet
werden. Zum Beſuch dieſer Abteilungen iſt die Reife für Ober
ſekunda nicht erforderlich. Es genügt gute Volksſchulbildung und
mehrjährige praktiſche Tätigkeit. Verwandt mit dieſen Techniken,
die meiſt Privatunternehmen, wenn auch oft mit ſtaatlicher oder
ſtädtiſcher Unterſtützung ſind, ſind die Schiffs und Schiffsmaſchinen-
bauſchulen in Bremen Hamburg, Kiel, Stettin und in anderen
Hafenſtädten. Sie dürften erſt nach Jahren größeren Zuſpruch zu
erwarten haben, wenn wir wieder eine große Handelsflotte
beſitzen.

Sehr zahlreich ſind in Deutſchland die Maſchinenbauſchulen,
die als ſtaatliche und ſtädtiſche Unternehmungen beſtehen. z. B.
in Magdeburg, Leipzig. Chemnitz uſw. Jn Halle beſteht in
der Handwerkerſchule eine Abteilung für Maſchinenbau,
die für die zweite Klaſſe der ſtaatlichen Maſchine nbauſchule vor-
bereitet. Dieſe Maſchinenbauſchulen berechtigen zu der mittleren
techniſchen Beamten-Laufbahn in Staats und Gemeindebetrieben.
Aufnahmebedingung iſt neben der Reife für Oberſekunda auch
235 ge ftoſchulbildung und meiſtens vierjährige praktiſche

gkeit.
Volksſchulbildung genügt auch zum Beſuch der ſonſt noch in

reicher Zahl vorhandenen Fachſchuen, die nicht den Charakter der
bisher aufgeführten Anſtalten tragen. Jn Halle bietet die ſtädtiſche
Handwerker und Kunſtgewerbeſchule nicht nur Leuten mit prak

tiſcher Erfahrung Gelegenheit, ſich in ihrem Handwerk weiter
auszubilden, ſondern ſie nimmt in ihre Lehrwerkſtätten auch in
der Praxis unerfahrene Jugendliche als Lehrlinge auf. So bildet
ſie neben anderen Silber- und Kunſtſchmiede, Kunſt- und Bau-
ſchloſſer aus und erteilt praktiſchen Unſerricht im Treiben, Ziſe-
lieren und Eiſenguß. Ferner iſt eine Werkſtätte für künſtleriſche
Emaillearbeiten vorhanden. Die Lehrzeit dauert im allgemeinen
drei Jahre, kann aber unter Umſtänden verkürzt werden. Be
dürftigen Lehrlingen und Schülern werden Vergünſtigungen ge-

fertigten Arbeiten beſtehen. Außer der Lehrlingsprüfung kann
die Geſellen- und Meiſterprüfung in der Handwerkerſchule ab
gelegt werden. Auf die anderen Lehrwerkſtätten und die weiteren
Ausbildungsmöglichkeiten in dieſer Schule ſoll an entſprechender
Stelle ſpäter eingegangen werden. Jn Roßwein in Sachſen be-
ſteht eine Fachſchule für Bau- und Kunſtſchloſſerei, die ſich für
ſolche junge Leute empfiehlt, die ſpäter eine eigene Schloſſerei
oder einen kleinen Fabrikhbetrieb gründen oder eine Stellung als
Techniker, Meiſter oder Betriebsbeamter in Eiſenkonſtruktions-
werkſtätten, Bauſchloſſereien uſw. einnehmen wollen. Daß es in
Solingen und Siegen Schulen für Eiſen- und Stahlinduſtrie gibt,
iſt kaum anders denkbar. Einzig in ihrer Art iſt die Fachſchule
für Metallbearbeitung und Jnſtallation in Aue in Sachſen. Sie
macht Fachlente der Blechinduſtrie mit den neueſten Fortſchritten
auf dieſen Gebieten bekannt. Sie gewährt Jntereſſenten eine

Heizungs- und Lüftungstechnik und vermittelt eine fachgemäße
Ausbiſdung im Schnitte und Stanzenbau. Die Schule für Edel-
wetallinduſtrie in Hangu befaßt ſich außer mit der Gold und
Silberſchmiedekunſt auch mit der Schleiferei und Verarbeitung von
Edelſteinen. Uhrmacherſchulen finden wir u. a, in Glashütte und
in Furtwangen in Baden. Sogar für Heizer iſt in Leipzig eine
Abendſchule eingerichtet.

Gewiß ſind dieſe zuletzt angeführten Lehranſtalten nicht alle
von gleichem Werte und gleicher Vedentung. gher ihr erfolgre cher
Beſuch gibt hähere und geſicherte Antwartſchaften auf beſondere
englifizierte Stelſungen, und die Tafſache, daß auch in den Werk-
ſtätten und Verſuchsränmen der gewöhnlichen Fachſchule neue
Dinge ausgedacht, hergeſtellt und ausvrobiert werden, iſt ein Be
weis daß ſie alle zur weiteren Entwicklung ihres Gewerbes undl

ſomit zum kulturellen Fortſchritt beitragen.

beſchädigung ſeine Erwerbsfähigkeit um wenigſtens 15
vom Hundert gemindert oder ſeine körperliche
Unverſehrtheit ſchwer beeinträchtigt iſt.

Die ſchwere Beeinträchtigung der körperlichen Un-

n gerin-

Dafür ſetzt die neue Verordnung folgende Sätze feſt:

währt, die beſonders in der Bezahlung der von ihnen ange-

Spezialausbildung in der Gas- und Waſſerinſtallation, in der
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Verut veider Hoden, des männlichen
Gliedes oder der Gebärmutter 30 v. H.

Verluſt der Milz oder einer Niere 20 v. H.
Widernatürl. After, Urin- oder Darmfiſtel 20 v. H.
Verluſt des Afterſchließmuskels,

Maſtöarmvworſall 80 p. 9.Andere Schäden, die den hier aufgezählten gleich-
zuachten ſind, ſind entſprechend zu berückſichtigen.

Auf unſere Frage erklärte einer der Vertreter des
Reichsarbeitsminiſteriums, daß die Sätze nach dem Gut-
achten der ärztlichen Sachverſtändigen abgeſtuft ſind.
Nach den Erfahrungen, die wir nur zu oft mit ärztlichen
Gutachken gemacht haben, iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß
ſich die Abſtufungen in manchen Fällen nicht bewähren.
Dann werden die Genoſſen, die bei der Durchführung
der Beſtimmungen mitarbeiten, die notwendigen Aende-
rungen vorſchlagen müſſen. JBei der jetzigen Beratung der Sätze im Sozialen
Ausſchuß lagen ſolche Vorſchläge nicht vor. Allerdings
hatte unmittelbar vorher der unabhängige Abgeordnete
Berthele in der Vollverſammlung des Reichstags ein
zelne Sätze als zu niedrig bezeichnet, weil „die Erwerbs-
minderung hier entſchieden höher bewertet“ werden
müſſe. Der Redner hatte den Sinn und
Zweck der Vorſchrift gar nicht verſtanden.
Es handelt ſich bei den Sätzen nur um ſolche Fälle, in
denen trotz der Verletzung die Arbeitskraft des Verletzten
in ſeinem Berufe gar nicht oder weniger als nach jenen
Sätzen verringert iſt. Stets muß, abgeſehen von den
Sätzen, die Verringerung der Erwerbsfähigkeit feſtgeſetzt
werden. Geht die Verringerung über die Sätze hinaus,
ſo iſt ſie allein für die Rente maßgebend. Um dies jedem
verſtändlich zu machen, der, ohne Kenntnis des Geſetzes,
die Verordnung lieſt, hat der Soziale Ausſchuß den
Sätzen folgende Erklärung vorangeſtellt:

„Wer in ſeiner körperlichen Unverſehrtheit ſchwer
beeinträchtigt iſt, erhält, ohne Rückſicht auf den Grad
der Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit, eine Rente
nach den nachſtehenden Sätzen. Begründet die Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit eine höhere Rente, ſo er-
hält er dieſe höhere Rente; beim Zuſammentreffen von
Schädigungen der körperlichen Unverſehrtheit und
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird die für den Be-
ſchädigten günſtigere Rente gewährt.“

Jm Uebrigen konnte der Ausſchuß dem Vorſchlage
des Reichsarbeitsminiſteriums zuſtimmen.

828 des Reichsverſorgungsgeſetzes enthält die Be-
ſtimmungen über die Ausgleichs-Zulage. Dieſe beträgt
ein Viertel der Grundrente und Schwerbeſchädigten-

zulage, wenn der Beſchädigte vor dem Eintritt in den
Militärdienſt oder als Angehöriger der Wehrmacht einen
Beruf ausgeübt hat, der erhebliche Kenntniſſe und Fertig-
keiten erfordert; die Ausgleichszulage wird auf die Hälfte
jener Gebührniſſe erhöht, wenn der Beruf des Beſchä-
digten überdies ein beſonderes Maß von Leiſtung und
Verantwortung erfordert.

Die Durchführungs- Verordnung muß den Kreis der
Beſchädigten beſtimmen, die die Ausgleichs-Zulagen er-
halten. Das iſt ſo geſchehen, daß die Viertel-Zulagen
jedem gelernten und jedem zwar ungelernten, aber ein-

ſtarker

earbeiteren Arbeiter und Angeſtellten zu gewähren iſt.
Beſonders angeführt ſind:

1. Selbſtändige Landwirte, Gewerbetreibende und
Handwerksmeiſter, Betriebsbeamtz, Werkmeiſter und
andere Angeſtellte in einer ähnlich oder
höheren Stellung, landwirtſchaftliche Verwalter und
Vögte, Bankbeamte, Buchhalter, r
Bühnen- und Orcheſtermitglieder, Techniker, Kranken-
pfleger und pflegerinnen, Geſellen, Facharbeiter, ſonſtige
elernte Arbeiter und ihnen nach Kenntniſſen und Fertig-
eiten gleichſtehende Arbeiter und Angeſtellte,

ſowie alle übrigen Arbeiter und Angeſtellten, deren
en greit erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten er-
ordert.

Beamte des Reichs, der Länder und der Gemeinden.
Lehrer und Erzieher.
Berufsſoldaten bis zum Hauptmann.
Berufsunteroffiziere und Berufsſoldaten, die nach

mindeſtens ſechsjähriger Dienſtzeit die Eignung zum
Unteroffizier beſitzen und Unteroffiziersdienſt geleiſtet
haben.

Den Angehörigen dieſer Berufsgruppen wird gleich-
geſtellt, wer die Abſchlußprüfung einer Fachſchule be-
ſtanden oder wenigſtens ſechs Klaſſen einer höheren
Lehranſtalt mit Erfolg beſucht hat.

Um aber jeden Zweifel auszuſchließen, iſt noch aus
drücklich angeführt, wer keine Ausgleichs-Zulage bean-
ſpruchen kann, nämlich inbeſondere: ß

Ungelernte Arbeiter, Tagelöhner, lediglich mit ein
fachen häuslichen oder land wirtſchaftlichen Arbeiten oder
on mechaniſchen Dienſtleiſtungen beſchäftigten Per-
onen.

Die Hälfte-Zulage ſoll den Angehörigen folgender
Berufsgruppen zuſtehen:

1. Leiter und Verwalter größerer Betriebe in Land-
wirtſchaft, Handel und Gewerbe, Induſtrie und Bergbau,
ſowie größerer Verbände, ferner Aerzte, Zahnärzte,
Tierärzte, Apotheker, Rechtsanwälte, Künſtler und
Schriftſteller von Ruf;

2. Angeſtellte in leitender oder ſonſt beſonders ver
antwortlicher Stellung in größeren Betrieben, Werk-
meiſter und Arbeiter, deren Tätigkeit außergewöhnlich
hoch zu bewerten iſt, wie Gießmeiſter einer großen Tiegel-
gußſtahlgießerei, Schleifer kleinſter Linſen für Mikro-
ſkope mit Oelimmerſion, Prüfer für komplizierte elek-
triſche Meßinſtrumente, Einrichter an automatiſchen
Drehbänken, Werkzeugbauer im Großmaſchinenbau;
Beamte.

3. Beamte und Lehrer in leitender oder ſonſt beſon-
ders verantwortlicher Stellung, Notare, Geiſtliche.

4. Berufsoffiziere vom Hauptmann aufwärts.
5. Jhnen wird gloichgeſtellt, wer eine ſtaatliche Prü-

fung beſtanden hat, für die der wenigſtens dreijährige
Beſuch einer Hochſchnle erforderlich iſt.

Der urſprüngliche Entwurf hatte allen Berufs-
offizieren die Hälfte-Zulage zugeſtehen wollen. uf
unſere Anregung ſchloß der Ausſchuß die jüngeren Offi-
ziere davon aus.

Beim Beginn der Beratung im Sozialen Ausſchuß
beantragten die Unabhängigen, daß die Beratung ſolange
zurückgeſtellt werde, bis das Reichsarbeitsminiſterium
den Entwurf mit den Verbänden der Kriegsbeſchädigten

i

Bekanntmachung.
Die Verwaltung der bisher in Capellenende befindlichen

Die größten Schlager! Die bilſigsten

veſ haben wird. Darauf tellke ein Verkreker de
Reichsarbeitsminiſteriums mit: Das Miniſterium ha
die Vertreter dieſer Verbände auf den 7. Juli und die
folgende Tage eingeladen, um u. a. den Entwurf zu be
raten. Der Entwurf wurde aber ſo ſpät fertig, daß er

entgegen der Abſicht des Miniſteriums erſt am
7. Juli beim Beginn der Sitzung verteilt werden konnte
An dieſem Tage erläuterte der Bearbeiter des Entwurfdie einzelnen Beſtimmungen Dann ſollte am andern
Tage nachmittags 3 Uhr mit der Beſprechung begonnen
werden; am Vormittag wollten die Verbände unter ſi
die Angelegenheit behandeln. Am Nachmitta aber er
klärten die Verbandsvertreter, ſie könnten nicht eher v
dem Entwurf Stellung nehmen, als bis ihnen alke
Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetz vorliegen;
auch müſſe ihnen die Vorlage wenigſtens 14 Tage vor
der gemeinſamen Sitzung zugeſtellt werden. Der Ver-
treter des Miniſteriums mußte den Herren antworten:
Am 10. Juli findet eine Sitzung ſtatt, in der die Ver-
treter der Reichsminiſterien den Entwurf beraten. Dann
müſſe der Entwurf in allernächſter Zeit dem Reichsrat
zugehen, damit Ende Juli der Reichstagsausſchuß wäh-
rend der für dieſe Zeit vorgeſehenen kurzen gung des
Reichstags die Vorlage verabſchiedet werden kann. Sonſt
werde die Angelegenheit und damit die Durchführung des
neuen Geſetzes auf Monate verzögert, worunter die
Kriegsbeſchädigten zu leiden hätten. Ferner habe das
Miniſterium den Herren angeboten, mit einem Ausſchuß,
der aus Vertretern der KriegsbeſchädigtenVerbände be
ſtehen ſollte, bis zum Zuſammentritt des Reichstags den
Entwurf eingehend zu beraten, die denen
die Regierung d kann, in dem Ausſchuß des
Reichstages zu befürworten und auch die weitergehenden
Forderungen der Kriegsbeſchädigten dem Reichstags
ausſchuß mitzuteilen. Trotzdem habe kein Verband eine
Aenderung vorgeſchlagen, abgeſehen von zwei Wünſchen
eines Vertreters des Bundes erblindeter Krieger; ſie
arg in der endgültigen Faſſung der Verordnung berück.
ichtigt.

Auch uns und offenbar allen anderen Parteien
hatten die Verbände bis zur Beratung des Sozialen
Ausſchuſſes am 31. Juli keine Verbeſſerungsvorſchlä
er Selbſt der unabhängige Abgeordnete Berthele
er im Reichstage in einer beſonderen Rede den Entwurf

verurteilt hatte, konnte nicht einmal eine einzige Ver-
beſſerung beantragen. Daher konnte der Ausſchuß un
möglich die Durchführung des Geſetzes, durch die Ver
tagung der für ihn klaren Angelegenheit, noch länger
verzögern. Er unterſtützt aber die Forderung der Ver
bände, daß ihnen auch die Entwürfe aller anderen Durch
führungs- Verordnungen unterbreitet werden und zwar
wenigſtens 14 Tage vor der gemeinſamen Sitzung
Außerdem iſt den Verbänden zu empfehlen, ihre Forde-
rungen auch unſeren Mitgliedern des Sozialen Aus-
ſchuſſes zu ſenden; wir werden ſie ſtets gewiſſenha
prüfen und, ſoweit ſie uns berechtigt erſcheinen, für ſie
eintreten.
Berantwortlich für den redaktionellen Teil: 777 Täumelz; für den gen

jeil: Wilhelm Herzig, beide in gene Drück und Verlag der Volksſtimm
G. b. m. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
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Nebenſtelle der Sparkaſſe des Saalkreiſes hat am 12. 8. 20. hat unstreitig das Prinzess-Theater, Schmeerstrasse 5. hHerr Lehrer Richard Simon in Schönnewitz übernommen. Ab heute 4 anni go t tanzen.Halle a. S, den 14. Auguſt 1920. Erstauftührung: „ODer Nuf aus dem Jenseits. Schiuss der Anggigen- r
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Ad. T iel T FF7viele r ren re Frauenversammlungfür wenig der Sozialdemokratischen Partel.
i tſeraere Bitterfeld W erren- nzugs- to 6 wen Heute, Hienstag, abends Uhr

n n in „Wilsdorfs Geſellſchaftshaus“
Nur bei t. Vorweg de G Tagesordnung:in grosser Auswahl o. Hort gſopn, Se Da enoſſen Waentig.

f Abſchnitt 44 der grünen Stadtlebensmittelkarte
von heute ab 12 Pfund Kartoffeln pro Kopf zur

sonderzuteiung von Kurtoſeln.

Bitterſeld, den 16. Auguſt 1920.

jetzt zu basonders billigen Prr isen,

Der Magistfrat. Heinrich. A Huth S 0un 7 C 7Gr. Steinstraße Marktplatz.ſe2 Delitſch Wer
städtiſcher Lebensmittel Verkauf.

Butter. 5 35. r Tas en i Wetag den 17. d. M. ab Ankauf v on Jahren erprobten echten Menſtruationstropfen
55 gr für 1,70Kartoffeln. Auf Kartoffelkarten- Abſchnitte der 5. Woche „Frebar““, extraſtark.
10 Pfund, das Pfund für 40 Pfg. Gold und Küibersachen, Erhöhte, beſchleunigte Wirkſamkeit durch Doppel

Krankenbrot. Vom 16. d. M. bei Bergmann, Wieſenſtr.
O.to Hennig, Töpfergaſſe, Heinig, Kreuzgaſſe und
Tanneberger. Dübenerſtr., auf Weißbrotkarten für
Kinder und Kranke 325 gr für 98 Pfg.

Kaufgeſuche

getrag. Taschen-Dhren,

zahle höchste Preise.
Ursin Uhrmwacher.

T 7
in allen Größen.

konservengläve,

Richtmitglieder 72 Zutritt.
Die Einberuferin.

Allgemeine Fenbadner Ferant

Ortsgrußbe Halle a. S.
Mittwoch, den 18 Auguſt abends 7 Uhr

im „Hofjäger“ Lindenſtraße
Außerordentl. Mitgliederverſammlun

Töpfe

1 2 L.Bei Störungen u. Stockungen der Blutzirkulation gebrauchen Sie ſofort ſei die ſeit vielen

flaſchen extraſtark in Verbindung mit Frebar-Pulver
oder FrebarTee. Erhältlich in allen größeren Apo
theken, Drogerien und einſchlägigen Geſchäften. Haupt
devots: Adler Apotheke, Geiſtſtr. 15; Sanitas
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Sobel,
Steinweg 45,
Gr. Ulrichſtr. 9,
Reilſtraße 1,

Ammendorf, Bahnhofſtr. 3,
Cöthen, Schalauntſcheſtr. 8.

1, Vorirag des Verband everſtge dere Bert
ag des Verbandsvorſitzenden Skaru Berlin.II. Freie Ausſprache. ppe-

Kollegen Wichtige Organiſationsfragen erfordern dieAnweſenheit Aller. nis senit à

Wohlschmeckende
Nährmittel. Für Kinder, Kranke und Perſonen über Sternstr. 6 I. Tel. 1553. Depot, Leipzigerſtr. 11; E. Kertzſcher, Leipzigerſtr. J

70 Jahre auf Weißbrotkar en wöchentlich Pfund r (Ecke Poſtſtraße) C. Klappenbach, Gr. Ulrichſtr. 41, T
Haferflocken in Paketen 2,10 Mk., loſe 1,40 Mk. M. Waltsgott Nachf. Gr. Ulrichſtraße 30.das Pfund in den bisherigen Bäckereien. 4 Albert Schumann, Steinweg 46/47. Fritz Speer,r c In r e v Große Ulrichſtraße F. werwrieh 35 Geſcjscheiallen Verkaufsſtellen r für au eneralvertriebS Nr. 23. 8 ab markenfrei das Vermiſchtes x PHARMACOPIA, Berlin C. 19, Wallſtraße 26. ehren s

und zu 1,90 pf ci 11 Mk.Delitzſch, den 9. Auguſt 1920. h a h h e h h n n n a h h in pa. Leder ein un nur
Der Magistrat. r und jeder Um alle Hausfrauen zu veranlaſſen, sh mee e gratisi H. Krasemann an der bein ren n undi r einen Haushaltungs ArtikelC Weißenfels 52 G r nur 46W W Schmeerſtraße 16. „„um grossen Butterfassdes Steueradzugs vom Ar-Verkauf von Käſe.

Käſe auf Abſchnitt Nr. 122 je 1 Stück für 80 Pfg.
Dienstag, den 17. d. Mts. nachm. 26 Uhr Nr.
3901--4165 des Lebensmittelſcheines.

Weißenfels, den 17. Auguſt 1920.
Der Magäistrat.

eeeeee=m=jzZVon der Reise zurück
San -Rat Dr. Grüneberg,

Halle a. S.. Poststr. S,
Facharzt für Haut-, Harn- u. Geschlechts-

derücksichtigt.
M

delts ſohn ist in der 3. Auf-
lage von Rudolf Wissells

Reichseinkommen-

Steuergeset? i
50 u. 20 Zu

Zu beziehen durch die
Ileiden, Ambulatorium Kür Roentgen-9 er ung Hehinengnaiuns- 4 Buchhandlung Große Ulrichſtraße 27. Fernruf 5407

r, auber woch- une e

Hausfrauen

Pergamentpapier zum Vorzugspreiſe
von Mk. 1.30 der Quadrat-Meter.

Die Lieferung erfolgt auf Wunſch auch durch unſere
Zeitungsträgerinnen.

Buchhandlung der Volksſtimme,

us W.
liefert u. repariert

Fach-Firma:

Hönemaorin
Buro jetzt: Sternstr. 8,
Ecke Kl Brauhausstr.,
Fernspr. nur noch 5849.

Ernst Weinhold
ſchützen eingemachte Früchte uſw. vor Verderben durch Gr. Klausstr. 1 Fernrut 2526 am Markt

Verwendung pon m mSalizul Pergamentpapier Roſſaden 2e r e e Aen Betriebsräumeſ. Ebenſo empfehlen wir für den gleichen Zweck gutes Mapkisen
von 300-500 qm (mindestens 3,50 m hoch)
für Buchdruckerei in Halle sofort gesucht.
Eventl. Kauf eines passenden Grundstucks.
Angebote en Herrn Prokurist Erdel,

Kl. Ulrichstrasse 8, erbeten.
Ab. für Druck und Verlan Fritz Württ,

Berlin Steglitz.
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P währung des Lohnes kommt nicht in Frage.

e, Dienstag, 17. Auguſt 1920.

Von C. Beilſchmidt.
Das Alte iſt geſtürzt. Neues Leben fängt an zu
eßen. Doch nur dort, wo Geiſt und Körper eines

jllens ſind. Dieſer Wille iſt vorhanden in der den
heiterbewegung.“ Drei wichtige, bis zur Revolution
Liſt und Gewalt unterdrückte Gruppen, die Eiſen
ner, Poſt und Landarbeiter, ſind die ten
ner der Kapitaliſten und deren Handlanger ge-

rden. Hauptſächlich erſtere ſind durch den Zuſammen-
uß mit dem Süddeutſchen Verkehrsperſonalverband
wuchtigſte Waffe im Entſcheidungskampf. Manche

acken haben Geheimräte, deren Autoren und die ge
inte bürgerliche Preſſe gegen die „verlotterten und
ulen Eiſenbahner“ geritten.

Seit dem ung vorigen Jahres kämpft die Ge-
imratskaſte im Bunde mit Demokraten und Volks-
rteilern, ſowie Deutſchnationalen gegen den Acht-
indentag der Eiſenbahner. Konferenzen der Fachver-
ndler (Lokomotivführer, ffner, Rangiermeiſter
d wie die e betreßter Zunft- und Harmowerbändler heißen) haben ihre un dazu ge
en. Sie erblicken darin die Beſeit uns der vor und
ihrend des Krieges auf den Staatsbahnen eingeriſſé-
n Lotterwirtſchaft im Betrieb und Verwaltung. Der
emokrat“ Riedel mit Helfferich im Bunde haben aus
jnem Patriotismus manche Attacke gegen die hohen
ihne und Gehälter der Eiſenbahner geritten. Erſterer,
t für die Halliſchen Nachrichten“ re Journaliſt,
herer U-Boot-Phantaſt, Autor der Oeſer und Ge-

ſſen, Küchenchef der Kommerzienrätin v. Heyl, wirbt
neut um die Gunſt der Eiſenbahner. Nicht nur die
irgerliche Clique ſucht den Giſenbahnern die noch weni-
n Rechte zu entreißen. Gewiſſenloſe elende Subjekte
z Eiſenbahnerkreiſen, der bürgerlichen iekeg an

hörend, treiben ihr teufliches und ſchamloſes Spiel.
ige, Haß und Verrat kennzeichnen den Weg. Sie ſeh
en fich nach einer rechtsſtehenden Regierung, um dann
e Eiſenbahner wieder vor den alten Karren der Fach-
ereinler und des Allgemeinen Eiſenbahnerverbandes
m ſpannen. Sie können es nicht verſchmerzen, daß die

ochrezepte Riedels und der Frau Kommerzienrat von
eyl nun von gewiſſenhaften Genoſſen der Eiſenbahner
rgeſtellt werden. Sie können es nicht verſtehen, jetzt

rbeiten zu müſſen, anſtatt wie früher Tage und Monate
h peins mit Amtsvorſtänden und Geheimräten ab-

alten.
Der durch die Betriebsratswahlen gegen den natio-

alen Arbeiterring geführte Schlag war vernichtend für
ieſe Arbeiter- und Beamtengewerkſchaften. Nicht ge-
ug. Schon ſetzten die Maßnahmen der Geheimräte und
ren Handlanger gegen die rechtlichen Vertretungen der
iſenbahner ein. Den örtlichen Betriebsräten in den Be
irken ſoll jeglicher perſönlicher Verkehr mit dem ge-
häftsführenden Ausſchuß unterbunden werden. Nur
den dringendſten Fällen werden Ausnahmen geſtattet.

en Dienſtſtellenvorſtehern wird Abſolutismus zuge-
anden, dem ſtattzugeben oder nicht. Die noch an Abſo-
utismus krankenden Beamten werden hoffentlich nicht in
ollendete Monomanie verfallen. Nicht genug, es wird
wogen, daß die Mitglieder des Betriebsausſchuſſes der
ezirksbetriebs- und Hauptbetriebsräte am Sitz des
etreffenden Betriebsausſchuſſes wohnhaft ſind. Eine
ollendete Ausſchaltung der Betriebsräte unter- und
iteinander. Aus Vorſichtsgründen ſollen auswärtige

keiſen ſoviel wie möglich vermieden werden. Doch es
ommt noch beſſer. Der örtliche Betriebsrat ſoll nicht
us ſeiner Dienſtſtelle und Dienſtbereich hinausgehen.
llerdings iſt ihm gnädigſt geſtattet, dem Bezirksbe-

tiebsrat Mitteilung über Beſchwerden zu unterbreiten.
em letzteren iſt höflichſt erlaubt, ſich untertänigſt mit

er Eiſenbahndirektion über die in Fülle vorliegenden
zeſchwerden in Verbindung zu ſetzen. Finden trotzdem
Fagungen und Reiſen ſtatt, ſoll es nicht zuläſſig ſein,
eie Fahrt und Urlaub zu genehmigen. Auch eine Krr,

enn
eichnend und als angenehm empfunden wird es, daß
er Vorſitzende beider Betriebsräte (ſoll heißen ge-
häftsführender Ausſchuß) dauernd auf der Eiſenbahn
irektion tätig iſt.
Somit ſteht feſt, daß der Schlag gegen die Eiſenbahner-

etriebsräte in Vorbereitung iſt. Der Vater dieſes mit
len der Geheimratskunſt anhaftenden Fineſſen aus-

eklügelten Planes ſcheint der bekannte Herr Bodenſtein
nſein. Wichtig iſt, feſtzuſtellen, wer diesbezügliche An
kagen und Anträge an die Zweigſtelle Heſſen-Preußen
richtet hat. Darum, Betriebsräte, ſeid auf der Hut!
inter keinen Umſtänden darf es gelingen, Euch auf die-
em Wege den Garaus zu machen. Jhr und die Organi-
tion habt nicht umſonſt für die Betriebsräte gekämpft.
r verlangen vollſtändige Freiheit im perſönlichen und
Hriftlichen Verkehr zur ſofortigen Erledigung der ſich zu
ergen häufenden Beſchwerden. Wir verlangen die Be-

ſchen Eiſenbahner- Verband und die Sozialdemokr. Part,

Als dem 6ludtlreis
Halle. 17. Auguſt 1920.

Die Spitelmeute klüſſt.
Der ſchwer induſtriellen „Hall. Allg. Ztg.“ und der deutſchnationalen Hall. Ztg.“. den Organen der Spitzel und deren t

ershelfer, ſcheint die Angelegenheit „Orgeſch“ ſowie der Fall
ger doch ſehr zu Herzen zu gehen, denn ſonſt könnte man den

J Gegen die

Beilage zur Volksſtimme.
öchwarz-VlauGelb. ſchuld“ damit bewieſen werden ſoll, daß die Hausſuchung in ſeinenRäumen nichts Belaſtendes ergeben hat, ſo Pene dieſe Blätter

nicht zu wiſſen, daß die vorgeſetzte Behörde (Major Eckert wie
der ſtellv. Brigadekommandeur) eine Hausſuchung im Beiſein der
Beauftragten verhindert hat, trotz eines diesbezgl. Mandats des
Reichskommiſſars. Warum dies geſchehen iſt, dürfte ſich leicht er
klären und wird ſich im Laufe der Verhandlung noch feſtſtellen
laſſen. Und nun die große Kiſtel Warum iſt denn dieſelbe, wenn
nichts Belaſtendes in ihr verborgen war, am gleichen Abend, als
man die Hausſuchung glücklich verhindert hatte, aus dem Dienſt-
n des Lt. Eger nach dem Offizierkafino geſchleppt worden

edenfalls doch nicht, weil ſie dort der Beſchlagnahme eher ver
fallen könnte. Wie waren denn die Schlüſſel der Kiſte aus den
Händen des Lt. Eger, der doch in Schutzhaft war, nach der Kaſerne
gekommen? Nähere Einzelheiten darüber wird die ſtattfindende
Unterſuchung ergeben, die trotz der ſo mit Genugtuung verbreiteten
„Unſchuld“ der Orgeſchteilnehmer vorgenommen wird. Alle dieſe
Umſtände laſſen auch die Frage beantworten, warum die Unter
ſuchung nicht in die Hände der zuſtändigen politiſchen
Polizei gelegt worden iſt. Der Reichskommiſſar dürfte ſchon
wiſſen. wem er mehr Vertrauen zu einer einwandfreien Unter-
ſuchung im Falle „Orgeſch“ entgegenbringen kann. Daß Herr Lt.
Egeéer länger als nötig in Haft behalten werden mußte, dürfte
mehr die Schuld ſeiner vorgeſetzten Behörde, als die der Beauf
tragten ſein, denn wenn am Tage der Verhaftung die Hausſuchung,
die zur Klärung der Sache notwendig war, ſtattfinden konnte,
dann hätte, wenn ſich nichts Belaſtendes ergeben hätte, der Ent
laſſung nichts im Wege geſtanden. Wenn die beiden Spitzel-
ablegerorgane aus den reaktionären Putſchfabriken glauben, die
ganze Angelegenheit mit der „altbewährten“ Frechheit und ge-
wiſſenloſen Demagogie abtun zu können, ſo dürften ſich dieſe ſaube-
ren Kumpane irren. Wenn man ſich dort über unfer Schweigen
luſtig zu machen verſucht, ſo ſcheint es bald, als wenn die Herren
Herzlſopfen in der ſie bedrückenden Schwüle bekommen haben.

Wie uns ſoeben noch gemeldet wird, iſt die Meldung der
Hall. Ztg.“ von geſtern abend, wonach als Leiter der Magde-
burger Spitzelzentrale ein Demokrat und zwei ſozialdemokratiſche
Parteifunktionäre fungiert hätten, ein grober Schwindel. Von
unſerer Partei iſt, wie ſchon von uns gemeldet wurde, nur ein
Parteifunktionär aus Neuhaldensleben (als Nachrichtenübermitt-
ler) in die ganze Angelegenheit verwickelt. Selbiger iſt bereits
ſeines Amtes enthoben und aus der Partei ausgeſchloſſen worden.
Die Nachricht in der antiſemitiſchen Junkerzeitung zeigt wieder
mit aller Deutlichkeit, welch ein Korruptionsſumpf das reaktionäre
Propagandaweſen umgibt.

öbziuldemolrutiſche Frauengruppe.

Heute abend 8 Ahr in Wilsdorfs
Geſellſchaftshaus, Karlſtraße

Fkuuenverſommlung der 6. P. D.

Genoſſe Prof. Waentig ſpricht über

„Das Einkaufsweſen“.
Die Genoſſinnen müſſen vollzählig erſcheinen und für
eine rege Beteiligung Sorge tragen, da der Vortrag ſür
uns vorzügliche Anregungen geben wird. Auch die
Genoſſen werden erſucht, ſich zahlreich zu beteiligen.

Rechtsputſchiſten.

Die Eiſenbahner erkennen infolge ihrer Kon-
trolle der Waffen- und Munitionstransporte noch mehr
als wie andere Berufsſchichten die Gefahren der
kommenden Reaktion und verſuchen vorzu
beugen. So nahm eine Vertrauensleute- Verſammlung
der S. P. D.-Eiſenbahner geſtern abend in „Wilsdorfs
Geſellſchaftshaus“ einſtimmig folgende Reſolution:

„Die am 16. Auguſt verſammelten Eiſenbahner der
S. P. D. verlangen von der Partei, ihren ganzen Ein-
fluß geltend zu machen, um den verhängnisvollen
Machenſchaften der reaktionären Kreiſe Einhalt zu ge-
bieten. Die Bewaffnung der Reaktion muß unter allen
Umſtänden verhindert werden und mit allem Nachdruck
die Entwaffnung durchgeſetzt werden.

Dem Reichswehrminiſter Geßler iſt das Vertrauen
zu entziehen.“

Zentralverband der Angeſtellten.
Tagung des Gaues Mitteldeutſchland II.

Am 14. und 15. Auguſt 1920 fand der erſte Gautag des am
1. Januar 1920 neu errichteten Gaues Mitteldeutſchland II ſtatt.
Der Bericht der Gauleitung ergab ein außerordentlich gutes Fort-
ſchreiten der Organiſation, die nicht nur darin ihren Ausdruck
findet, daß die Mitgliederzahl ſeit dem 1. Januar eine Zunahme
von 60 Prozent erfahren hat, ſondern insbeſondere darin, daß der
innere Aufbau und die Durchbildung der Organiſation die Fort-
ſchritte gezeitigt hat, die im Jntereſſe der Bewegung notwendig
waren. Es wurden Beſchlüſſe gefaßt, die den weiteren Ausbau der
Organiſation ſicher ſtellen. Jm Mittelpunkte der Tagung ſtand
das Referat des Verbandsvorſitzenden Giebel (M. d. R.), der unter
eingehender Darlegung der wirtſchaftlichen Entwickelung und Her-
vorheben der durch die freigewerkſchaftliche Bewegung angeſtreb-
ten Ziele im beſonderen auf die Notwendigkeiten der Schulung
der Mitglieder und die hierzu notwendigen Arbeiten der Organi-
ſation einging. Die an dieſes Referat ſich anſchließende Dis-
kuſſion ließ erkennen, daß die Delegierten nicht nur bereit, ſondern
auch imſtande ſind, dieſen Anforderungen zu genügen. Nach Ent-
gegennahme eines vom Kollegen Stehr-Halle gehaltenen Refe-
rates über „Zuſammenfaſſung und Wirken der Betriebsräte“ und
einer eingehenden Ausſprache wurde nachſtehende Entſchließung
angenommen:

„Der erſte Gautag des Gaues Mitteldeutſchland II des Zen-
tralverbandes der Angeſtellten ſtellt ſich bezüglich der Zuſammen-
Ken der Betriebsräte ſtrikte auf den Boden der ſeitens des

Ugemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes und der Arbeits-
ngeſtelltenverbände herausgegebenen Richt-gemeinſchaft freier

linien.
Der Gautog orblickt und allein in dkefer Zufamnmen-

faſſung die Wöglichkeit, einheitliche und gedeihliche Arbeit der
äte zu ermbglichen und ſte dadurch zu wirklichen TrägernBetrte

Arbeitnehmer zudes wirtſchaftlichen Befreiungskampfee der
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chaftliche Einheitsfront der freigewerkſchaftlich organiſierten
Arbeitnehmerſchaft gefährdet; ſie würde vor allem die freigewerk-
ſchaftlichen Angeſtelltenorganiſationen durch die gmeinſame
Organiſterung mit denen, die ſamt ihren Verbänd die frei-
gewerkſchaftliche Weltanſchauung grundſätzlich ablehnen und meiſt
unſachlich und niedrig bekämpfen, hemmen und ſchädigen. Der
Gautag lehnt es entſchieden ab, ſtatt durch die Vereinigung vor
Gewerkſchaften und Betriebsräten, den letzteren von vornherein
ein nützlicheres Arbeiten zu gewährleiſten, ſich auf unklare Experi
mente einzulaſſen, mit deren Scheitern die Arbeitnehmerſchaft in
ihrer Machtſtellung um Jahrzehnte zurückgeſchleudert werden
würde.

Der Gautag verpflichtet die Ortsgruppen, für die beſchleunigte
Durchführung der von dem A. D. G. B. und der Afg heraus-
gegebenen Richtlinien Sorge zu tragen.“

Kollege Möbius ſprach über „Die Jugendarbeit unſeres Ver
bandes“ und fand beſondere Unterſtützung ſeiner Ausführungen
von dem Leiter der Jugendgruppe der Ortsverw eit
(Schönbein).

Die Tagung gab den Delegierten reiche Anregungen, die in
ihrer Auswirkung zur weiteren Feeſtigung der freigewerkhaftlichen
Jdee in der Angeſtelltenbewegung von weittragender Redentung
ſein werden.

Spa und Deutſchlands Polizeibeamte
Um auch den Beamten der Sicherheitspolizei in Halle

nügend Gelegenheit zu geben, ſich über die geger wärtige poli
Lage eingehend zu unterrichten, fanden am Donnerstag und Freit
tag abend zwei gut beſuchte Verſammlungen dieſer Gruppe der
ſozialdemokratiſchen Partei in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus ſtatt.
Referent über das oben angeführte Thema war der Genoſſe
Flücht- Berlin, der ſelbſt Angehöriger dieſer Gruppe iſt. Aus-
gehend vom Ausbruch des Krieges, ſtreifte er die Ereigniſſe bis
zur Revolution, ging dann kurz auf die Folgen des Krieges, auf
den Siegerfrieden von Verſailles, und die Konferenz von Spaa
ein. Beſonders behandelte er die drei Entwaffnungsnoten, die

mittelt wurden. Die erſte und zweite dieſer Noten fordert
Auflöſung der Sicherheitspolizei binnenMonaten. Er griff zurück auf die Gründung der Sipo im Juli
1919, die aus dem Bedürfnis heraus erſtand, eine vom Militär
unabhängige Polizei zu ſchaffen, die zur Aufrechterhaltung der
Ordnung ſorgen ſollte. Der reaktionäre militäriſche Geiſt, den
man von Seiten der Offiziere ſyſtematiſch in die Sipo hineintrug
und die provokateuriſche Ausrüſtung der Truppe, ließen die En-
tente bereits im Dezember 1919 die Auflöſung fordern. Bei den
Verhandlungen in Spa ſind bei der Frage der Entwaffnung
deutſcherſeits inſofern grobe Fehler gemacht worden, daß man
zuerſt keine Vertreter dieſes Fachs zur Stelle hatte, und dann bei
der Beſprechung die Frage der Sicherheitswehr überhaupt nicht
berückſichtigte, bis dann die Entente wieder deren unbedingte Auf-
löſung in einem Ultimaium forderte. Er würdigte noch beſonders
die Bedeutung der Reden von Stinnes und Hue und forderte die
Beamten am Schluß ſeines Referats auf, reſtlos am Wiedergufban
Deutſchlands mitzuarbeiten. 21 Neuaufnahmen für die Partei
waren der Erfolg des Abends, ein erfreuliches Reſultat, an dem
der Referent Gen. Flücht beſonderen Anteil hat.

Bemerkenswert iſt noch. daß die Verſammlung dem Polizei
kommiſſar Miethke, der von jeher bei der Halleſchen Bevölke-
rung in keinem beſonders guten Anſehen ſtand, ein Miß
trauensvotum ausſtellte.

Werbeausſchuß Sozialdemokratiſcher Beamten, Mittwoch, den
18. Auguſt, abends 8 Uhr in Wilsdorfs Geſellſchaftshaus Sitzung.

Die Arbeitsgemeinſchaft Halle für die Volksabſtimmung teilt
uns mit: Gegen Ende des Monats wird ſich der hieſige Verband
heimattreuer Oberſchleſier, deſſen Aufgabe es iſt. wen
Willen zum Feſthalten am deutſchen Reiche unter den Abhſtim
mungs berechtigten zu fördern, an die geſamte Bevölkerung von
Halle wenden, um ſie über die außerordentliche Wichtigkeit des
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes für Deutſchland aufzuklären
und um Unterſtützung in ſeinen Bemühungen zu werben. Es wird
ein Gartenfeſt in der „Saalſchloßbrauerei“ und an einem
andern Tage eine Lichtbildervorführung mit erklärendem Vor-
trag im entſprechenden Rahmen geplant. Jede Dame, jeder Herr
beachte die dazu demnächſt in den Zeitungen und an den Anſglag-
ſäulen erſcheinenden Anzeigen!

Betriebsräte des graph. Gewerbes und der Papierinduſtrie.
Mittwoch, den 18. Auguſt 1920, abends 8 Uhr, im Volkspark
(kl. Saal) Verſammlung aller Betriebsräte im
graphiſchen Gewerbe und der Papierinduſtrie. Tagesordnung:
1. Referat des Genoſſen Dörr über die Betriebsratsfrage. 2. Wahl
eines Gruppenrates. Der Wichtigkeit der Verſammlung ent-
ſprechend iſt ein vollzähliger Beſuch aller in Betracht kommenden
Betriebsräte unbedingt erforderlich. Niemand darf fehlen. Der
Zutritt iſt nur gegen Vorzeigung eines Ausvweiſes geſtattet.

Bund der Auslandsdeutſchen. Die Monatsverſammlung der
Ortsgruppe Halle findet Sonntag, den 22. Auguſt, vormittags
10 Uhr im „Schultheiß“, Poſtſtraße 5, ſtatt. Mitgliedskarten ſind
mitzubringen.

Johann Strauß- Konzert. Der ehemalige Wiener Hofball
muſikdirektor gibt, vielſeitigen Wünſchen entſprechend, Freitag.
den 20. Auguſt, abends 8 Uhr in der Saalſchloßhrauerei ein zwei

tes Konzert mit dem neuen Programm Aus dem Reiche der hei
teren Muſik“. Da auch diesmal wieder Tauſende nach der Sagal-
ſchloßbrauerei ſtrömen dürften, verſorge man ſich rechtzeitig mit
Karten bei Reinhold Koch, Alte Promenade 1 a. Das Konzert
findet bei jeder Witterung ſtatt.

Unterſchlagung. Eine Bankaſſiſtentin, welche ſich zum Nach-
teil ihres Arbeitgebers einen Wertbrief mit 20 000 Mark Jnhal
angeeignet hatte, wurde ermittelt. 12 000 Mark ſind ihr wieder
abgenommen worden.

Angeſchwemmte Leiche. Am 12. Auguſt 1920. um 23 Uhr
nachmittags, wurde eine unbekannte weibliche Leiche, deren
Geſicht bis zur Unkenntlichkeit verweſt. war, in der
Saale am Forſtwerder gelandet. Beſchreibung: Etwa 1.50
Meter groß, hellblondes Haar (falſcher Zopf), im Oberkiefer fehlt
ein Backenzahn. Kleidung: Schwarzer Kleiderrock, ſchwarzes
Jackett mit grauem Futter und großen, mit Stoff überzogenen
Knöpfen beſetzt Bluſe von Fchleierſtoff mit halblangen Aermeln,
weißes Hemd mit kleinen Spitzen, weiße Untertaille, graues Trikot
beinkleid, ſchwarzwollene Strümpfe, ſchwarze hohe Schnürſtiefel
mit hohen Abſätzen und Gummiflecken. Wer über die Tote Aus-
kunft geben kann. wird gebeten, ſich alsbald auf der Kriminal-
polizei, Zimmer 20 oder 21, zu melden, wo die Kleidung zu An-
ſicht ausliegt.

Jn der Mordſache Sommer haben zwei Zeugen bekundet, daß
Sommer ſich einen Revolver von ihnen leihen wollte,
um ſich bei einem Gange nach Seeben, wo er angeblich mit zwei
Freunden eine Schreibmaſchine holen wollte, verteidigen zu können,
wenn ſie im Felde angehalten würden. Die Zeugen haben aber
die Verleihung der Waffe abgelehnt. Perſonen, die dem S mmer

Aeſſalen Zeilenaufwand, mit dem man dort die „UAnſchuld“ des
et Eger zu beweiſen verſucht, nicht verſtehen. Wenn deſſen „Un 1organiſation ab. nicht nur weil ſie notwendigerweiſe die wirt-

Der Gautag lehnt daher jede ſelbſtändige wirtſchaftliche Räte-

oder der Martha Kühne einen Revolver oder ſonſtige Taſchen
waffe geliehen oder verkauft haben, werden gebeten, ſich ſchleu
nigſt bei der Kriminalpolizei, Dreyhauvtſtraße4 Zimmer 71 odere. zu melden.

dem Vorſitzenden der deutſchen Friedensdelegation in Paris über
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Anfrage: Eine Kriegerwitwe hat eine Abfindungsſumme

in Höhe von 1000 M. erha Das Geld iſt meiſtens für die
Kur des Kindes aus erſter Ehe verwandt worden, welches ſchon
zwei Jahre krank iſt und die Kur dauert noch an. Jetzt kommt an
den Amtsvorſteher ein Schreiben vom Wohlfahrtsamt, der Amts-
vorſteher ſoll ſich erkundigen, was mit dem Geld gemacht worden
iſt. Bin ich verpflichtet, Rechnung darüber abzugeben oder nicht?
Steht der Frau, die wieder heiratet, die Abfindung zu, oder iſtdas guter Wille, daß es gezahlt wird

Antwort: Die Verwaltung des Kindervermögens ſteht
dem Vater, oder nach deſſen Tode der Mutter zu. Verheiratet ſich
die Witwe, ſo fällt die elterliche Gewalt und ſomit auch das Recht,
das Kindervermögen zu verwalten, weg. Die Witwe kann erſt
heiraten, wenn ſie ſich mit dem Kinde erſter Ehe auseinander-
geſetzt hat. Das Kind erhält einen Vormund, der das Vermögen
verwaltet und dem Vormundſchaftsgericht Rechnung legt. Sie
haben ſelbſtverſtändlich nachzuweiſen, wie Sie die 1000 Mark ver-
wandt haben.

Provinz und Umgegend

Hausburſche und Stadtrat.

So kann man eine Geſchichte überſchreiben, die ſich zwar in
Köln ereignet hat, aber auch von etlichen Leuten in unſerer
Gegend mit Rutzen zur Kenntnis genommen werden kann.

Den „Redakteuren“ der auch im hieſigen Bezirk überall
wuchernden reaktionären und ſozialiſtenfreſſeriſchen Provinzpreſſe
ſei die Lektüre ganz beſonders empfohlen. Es ſei hierbei er-
wähnt, daß die „Bauernzeitung“ von Torgau in ihrer letzten
Nr. 61 wieder einmal ſchon längſt verdauten Kohl wiederkaut und
alte Verleumdungen gegen ſozialiſtiſche Staatsbeamte auffriſcht.
Daß dabei der „Budiker“ nicht fehlt, der doch nur „Sranntwein
ausſchänken“ könne, iſt bei der Verfaſſung Der, dieſe Unanſtändig-
keiten fabrizierenden „Journaliſten“ recht ſelbſtverſtändlich. Doch
nun zur Geſchichte „Hausburſche und Stadtrar“ ſelbſt.

Die Jeitſchrift für Kommunalvwirtſchaft, amtliches Organ des
Serufvereins für höhere Komunalbeamte, meldet in ihrer Nr. 6
in Form einer Perſonalnotiz, daß der Schloſſer Haas und der
Hausburſche Schäfer zu Beigeordneten (Stadträten) der Stadt
Köln gewählt worden ſeien. Daraufhin hat unſer Genoſſe Schäfer
der Redaktion der genannten Zeitſchrift folgenden Brief zuge
ſandt:

Redaktion der „Zeitſchrift für Kommunalwirtſchaft
und Kommunalpolitik“.

Jn der Nummer 6/1920 Jhrer Zeitſchrift berichten Sie unter
Köln, daß der „Schloſſer“ Haas (Soz.) und „Hausburſche“ Schäfer
Soz.) zu Beigeordneten gewählt worden ſeien. Daß es Jhnen
bei Jhrer etwas ſonderbaren Berichterſtattung ſicherlich fernge
legen hat, mir meine nunmehr ein Vierteljahrhundert zurück-
liegende Hausburſchentätigkeit zum Vorwurf machen bezw. den
ehrenwerten Hausburſchenſtand herabſetzen zu wollen, glaube ich
Jhnen aufs Wort. Jm Uebrigen rechne ich es Jhnen auch nicht
als Unterſchlagung an, daß Sie Jhren Leſern die Stellung, die
ich vor Antritt meines Beigeordnetenpoſtens bekleidete, ver-
ſchwiegen haben. Auch konnten Sie nicht wiſſen, daß der „Haus
hurſche Schäfer“, bevor er Beigeordneter wurde, ſechs Jahre be-
ſoldeter Gauvorſteher des „Verbandes der in Gemeindebetrieben
beſchäftigten Arbeiter und Unterangeſtellten“ war, an der
„Kommunalen Praxis“ mitarbeitete, zehn Jahre lang der Ge-
ſchäftsleitung eines Großunternehmens angehörte, das kommunal-
politiſche Büro der rheiniſchen S. P. D. einrichtete, die „Sozial
demokratiſche Gemeindezeitung“ leitete, in den Vorſtand des
„Verbandes Rheiniſch-Weſtfäliſcher Gemeinden“ berufen wurde
und ſo weiter.

Es kam Jhnen ſicherlich nur darauf an, an einem draſtiſchen
Beiſpiel zu zeigen, daß im neuen demokratiſchen Deutſchland jedem
ſtrebſamen Volksgenoſſen der Weg zum Aufſtieg offen ſteht. So
beſehen, iſt Jhre Berichterſtattung, ſoweit ſie meine Perſon be-
trifft, etwas zu einſeitig zugunſten des Hausburſchenſtandes aus-
gefallen. Um die anderen Berufszweige, in denen ich gleichfalls
tätig war, nicht zu kurz kommen zu laſſen, teile ich Jhnen mit,
daß ich nacheinander auch als Milchausträger, Tapezierer und
Gaſtwirtsgehilfe, Bau- und Grundarbeiter, Kohlenſchipper und
Koksſchlepper, Hafenarbeiter, Anſtreicher, Weinküfer, Kartoffel-
ausmacher, Kutſcher, Werftarbeiter, Walzwerkarbeiter, Eiſenhobler,
Maſchinenſchreiner, Polierer, Fahrſtuhlführer, Straßenfeger,
Gasſtocher, Leichenwagenputzer und Kunſtreiter tätig war.
Mehrere Jahre trat ich Sonntags als Sänger und Vortrags-
künſtler auf.

Nehme ich meine Schuljahre hinzu, ſo habe ich auch Jeitungen
getragen, Kegel aufgeſtellt, Flaſchen geſpült und Blaſebälge ge-
zogen. Meinen Bemühungen, in möglichſt viele Wirtſchaftszweige
einzudringen, kam das Beſtreben eines Teiles meiner früheren
Arbeitgeber einſchließlich gewiſſer ſtädtiſcher
Oberbeamten mich als tätigen Sozialdemokraten bald-
möglichſt wieder los zu werden, außerordentlich zuſtatten. Jch
bin durchdaus damit einverſtanden, daß Sie von dieſen Mit-
teilungen Jhren Leſern Kenntnis geben. Als beſonders kenn-
zeichnend für meinen Lebensweg dürfen Sie hinzufügen, daß ich
in der Zeit, in der mancher „ſtudierte“ Altersgenoſſe von mir
trotz oder infolge ſeiner Gelehrſamkeit den Verſtand verlor, ich zu
dem meinigen gekommen bin.

Noch eine kleine Erinnerung. Jch ſprach einmal mit einem
hochangeſehenen Kommunalpolitiker, der meiner Partei nicht an-
gehört, über meinen Geiſteszuſtand. Jch bemerke, daß aus mir
vielleicht ein ganz brauchbarer Kerl geworden wäre, wenn mich
mein Vater anſtatt in die Fabrik aufs Gymnaſium und auf die
Univerſität geſchickt hätte. Jch erhielt folgende Antwort: Das
iſt nicht ſicher; vielleicht wären Sie dann ein ſteifleinener
Zopfträger und kindsköpfiger Bürokrat ge-worden: aber von dieſer Sorte haben wir gerade genug. Womit
ſich verbleibe Jhr ergebener

Schäfer,
Mitglied der Preußiſchen Nationalverſammlung,

Beigeordneter der Stadt Köln.
Aus der Notiz des amtlichen Organs der höheren Kom-z

munalbeamten ſpricht der ganze Haß, mit dem man
unſern auf höhere Verwaltungspoſten berufenen Genoſſen begeg-
net. Wir wünſchen allen den Humor Schäfers. Jm übrigen iſt es
ganz gut ſo, daß den auf der Stufenleiter der Verwaltungsbüro-
kratie emporgetragenen Sozialdemokraten durch die Unduldſam-
keit ihrer Umwelt immer wieder begreiflich gemacht wird, daß ſie
Eindringlinge, Proleten ſind. Um ſo weniger iſt zu
befürchten daß ſie ihre Herkunft vergeſſen

Kreistag des Reichsbundes der Kriegsbeſchädigten und Hinter-
bliebenen in Eilenburg.

Zu dieſer Tagung des Kreisverbandes Delitzſch waren ſämt-
liche Parteien, ſowie die Behörden eingeladen. Der Einladung
hatte jedoch nur die S. P. D. und die U. S. P. Folge geleiſtet. Von
unſerer Ortsgruppe war der Vorſitzende Eitner und der Stiv.
Gubauski erſchienen. Der Vorſitzende des Kreisverbandes
nagelte das Verhalten der Behörden wie der bürgerl. Parteien feſt.

Ueber Weſen und inneren Ausbau des Reichsbundes referierte
der Gauſekretär Röber- Magdeburg und beſprach den Zweck der
der jetzigen Afg. gegen die Gründungen von Kriegsopfer-Organi-
ſationen, damit es den Opfern des Krieges nicht wieder ſo er
ginge wie den Opfern aus den Kriegen von 1864, 1866 und 1870/71,

daß ſie ſich zu ihrer unzulänglichen Rente mit dem Leierkaſten das
Notwendige zum Leben erbetteln mußten. Redner en esſcharf, daß die Gewerkſchaften der Hirſch-Duncker, Chriſti und

der jetzigen Afg. Gr die Gründung von Kriegsopfer-Organi-
ſationen waren. zeigte, welche Menge von erial zu be
arbeiten iſt, um eine Exiſtenzberechtigung dieſer Organiſationen
zu rechtfertigen, auch zeigte er, daß die Kriegsbeſchädigten-Organi-

den Gewerkſchaften der Arbeiter Hand in Hand arbei-
en müſſe.

Redner zeigte, wie ſich die Kriegsbeſchädigten und Hinter
bliebenen-Organiſationen, trotz der vielen Hinderniſſe, welche den
Organiſationen von den Behörden der wilhelminiſchen Regierung
in den Weg gelegt wurden, entwickelten, ſo hat ſich der Reichs
bund der Kriegsbeſchädigten- und Hinterbliebenen-Organiſation,
welcher bei Ausbruch der Revolution 50 000 Mitglieder zählte, am
1. Januar 1919 auf 100 000 Mitglieder entwickelt und jetzt in 6000
Ortsgruppen 750 000 Mitglieder zählt. Die anderen Kriegs
eiten Deganiſattonen zählen zuſammen zirka 350 000 Mit-
glieder.

Ueber Kriegsbeſchädigten-Organiſation und politiſche Parteien
führte der Vortragende aus, daß der Reichsbund der Kriegs
beſchädigten uſw. auch weiterhin ſtrenge parteipolitiſche Neutrali-
tät halten wird, denn trage man die politiſchen Auseinander
ſetzungen in die Organiſation der Kriegsopfer, ſo führe das nur
zu Reibereien und zu Spaltungen. Er geißelte noch, daß man es
jetzt unternimmt, den gefallenen Kameraden Denkmäler zu bauen,
wenn man ſchon Geld dazu übrig habe, ſolle man das Andenken
der Gefallenen doch anders ehren und den Hinterbliebenen ein
beſſeres Daheim ſchaffen.

Redner zog ſcharfe Richtlinien zwiſchen dem Reichsbund und
dem Einheitsverband, fordert Einheitsrenten, der Reichsbund da-
gegen Renten, jedem nach ſeiner ſozialen Stellung. Zum Beiſpiel
kann man einem Fabrikbeſitzer, der nur Anordnungen erteilt, da-
her ſeine volle Arbeitskraft noch ausnützen kann, nicht dieſelbe
Rente geben, wie einem Bergmann, der ſeinen rechten Arm ver-
loren hat.

Jn der Diskuſſion bemängelte der als Gaſt anweſende Ver-
treter der U. S. P. in Eilenburg, daß der Reichsbund der Kriegs-
beſchädigten uſw. parteipolitiſche Neutralität halten wolle, er,
reſp. ſeine Mitglieder müßten ſich doch unbedingt einer Partei an
ſchließen. Der Vertreter der S. P. D.- Eilenburg bedauerte, daß es
auch bei den Kriegsopfern keine Einigkeit gebe und ſie ſich in
mehrere Verbände zerſplittert hätten, wodurch die Agitations-
kraft geſchwächt ſei. Er ſprach den Wunſch aus, daß die Zeit doch
einmal erſcheinen müſſe, wo es zur Einigung kommt und es nur
zwei Richtungen gibt, die Arbeiter und das Kapital.

Dem Vertreter der U. S. P. hielt er es vor, daß das Steuer-
geſetz, welches von der Nationalverſammlung geſchaffen ſei und
doch gegen die früheren Steuergeſetze ein großer Fortſchritt ſei,
jeigt von ſeiner Partei ſabotiert wird, und ein Landrat, der ſeiner
Partei angehöre, die Geſetze achten ſoll, gegen dieſelben ſabotiert,
und in welche Gefahr die Kriegsopfer und der Staat komme, wenn
keine Steuern gezahlt werden, müſſe doch allen klar ſein. Zur
varteipolitiſchen Neutralität wurde davor gewarnt, ſich in das
Schlepptau der U. S. P. zu begeben, denn die Beiſpiele, wie die
U. S. P. die Arbeiterorganiſationen durch Hineintragen der poli-
ſchen Zänkereien zerſplittert habe, iſt für die Organiſationen der
Kriegsopfer gerade nicht verlockend. Auch hier würde es nicht
lange dauern, dann hieße es: „Und willſt du nicht mein Bruder
ſein, ſo ſchlag ich dir den Schädel ein!“
Das zweite Referat hatte der Bezirksleiter Fiedler- Halle
über „Die Aufgaben des Bezirks“. Redner beſprach die Neuein-
teilung in Bezirke und Kreiſe. Durch die Anhäufung des vielen
Materials der Kriegsopfer iſt es nicht möglich, daß alles vom
Bundesvorſtand und Gau erledigt werden kann. Redner hofft,
daß er als Leiter des Bezirks alles zum Wohle der Kriegsopfer
erledigen wird und daß zu Beſchwerden keine Veranlaſſung vor-
liegen wird.

Nach Erledigung von geſchäftlichen Angelegenheiten und einem
Appell an alle Kriegsopfer, die der Organiſation noch fernſtehen.
ſchloß der Vorſitzende den Kreistag.

Ein Maſchinengewehr in unrichtigen Häden.
Auf einem Weizenfelde des Gutes Alt-Jeßnitz wurden in der

Racht vom Sonnabend zum Sonntag mehrere Männer beim Aus-
trommeln von Aehren überraſcht. Die mit der Ueberwachung
der Gutsflur betrauten Leute holten alsbald das Maſchinen
gewehr herbei und konnten durch ihr Feuer die Frevler in die
Flucht jagen.

Die Felddiebſtähle verurteilen auch wir. Was uns aber in
dieſem Falle beſonders intereſſiert, das iſt das Maſchinengewehr
und ſeine Bedienung, die mit der Ueberwachung der Gutsflur be
trauten Leute. Handelt es ſich hier um eine behördliche, etwa ge
meindliche Einrichtung, oder aber iſt das Maſchinengewehr eines
von den vielen, die ſich zu „beliebiger“ Verwendung in den Hän-
den von reaktionären Großgzutsbeſitzern befinden? Jm letzteren
Falle wäre die alsbaldige Entwaffnung vorzunehmen, die wir
von der verantwortlichen Behörde im Jntereſſe von Ruhe und
Ordnung fordern müſſen.

Merſeburg. Das Wüten der Maul- und Klauen-
ſeuche im Kreiſe. Die Maul und Klauenſeuche wütet un-
unterbrochen weiter in unſerem Kreiſe. So mußten geſtern wei-
tere 23 Gehöfte als Sperrbezirke erklärt werden. Dies ergibt mit
den vorher bezeichneten Gehöften 35 neu verſeuchte Gehöfte. Bis-
her iſt die Seuche in 10 Gehöften erloſchen.
Weißenfels. Oeffentliche Verſammlung der S. P. D.

Vor einer gut beſuchten Verſammlung ſprach am vergangenen
Freitag der Gen. Waentig- Halle über „Spa, Genf,
Moskau Er führte aus: Wenn alles auf eine Reviſion des
Verſailler Friedensvertrages hofft, ſo iſt ſolange nicht daran zu
denken, als die fremden Mächte am Ruder bleiben, die den Krieg
gewollt haben. Spa war weiter nichts als die Weiterführung des
Vertrages von Verſailles. Der Bergarbeiterführer Gen. Hue
hat eigentlich dort den eigentlichen Trumpf ausgeſpielt, indem er
ſagte, daß die Bergarbeiter bei Beſetzung des Ruhrgebiets einfach
nicht einfahren würden. Herrn Stinnes war vielleicht eine Be-
ſetzung nicht unangenehm, zumal in Deutſchland eine Sozialiſie-
rung des Bergbaues bevorſteht. Die wirtſchaftlichen Zuſtände in
Rußland können nicht mit den unſrigen verglichen werden. Das
Experiment, mit einem Ruck die wirtſchaftlichen Verhältniſſe um-
zugeſtalten, würde bei uns einer völligen Vernichtung gleichen.
Rußland kann ſich nur halten, weil es ein Agrarland iſt. Vier
Fünftel der Bevölkerung find Landbewohner. Der Grundbeſitz iſt
nicht ſozialiſiert, ſondern aufgeteilt in kleinbäuerlichen Privat-
beſitz. on wirtſchaftlichem Räteſyſtem keine Spur mehr. Was
wir dort ſehen, das iſt die Militariſierung der Arbeit oder deut-
licher die Verſklavung der Arbeit. Eine Verwickelung Deutſch-
lands in den Krieg zwiſchen Polen und Rußland würde zur völligen
Zerreiſung unſeres Landes führen. Wir müſſen an der ſtrikten
Neutralität feſthalten. Die einzige Hoffnung aus unſerer trau-
rigen Lage herauszukommen, beſteht darin, daß der Kriegs-
vhiloſophie die Macht genommen wird. Deutliche Anzeichen da-
für ſind vorhanden. Rettung kann nur die internationale Arbeiter-
organiſation bringen. Hat doh die Jnternationale der Berg-
arbeiter in Genf den überaus wichtigen Beſchluß gefaßt, im Falle
eines Krieges ſofort in allen Ländern den Generalſtreik zu prokla-
mieren. Ohne Kohle kann nicht eine Woche Krieg geführt werden.
Reicher Beifall dankte dem Redner für ſeine vorzüglichen Aus-
führungen.

Weißenfels. Mach's wie du's villſt, richtig
machſt du's doch nicht. Bei der Frage der Umwandlung des
Volkshauſes in ein
Kreiſen unſeren Genoſſen im Stadtparlament Vorwürfe gemacht
weil ſie gegen“ das Projekt geſtimmt haben. Da aber nun bei

Stadttheater, wurde damals von U.

einer neuen Vorlage unſere Genoſſen vereint mit der U
„dafür“ geſtimmt haben, iſt das Projekt auch angenommen V.ben Und nun wird bereits in U. S. P.- Kreiſen nicht un rwaltr
noſſen, ſondern vielmehr den U. S. P. Genoſſen ſelbſt ag der
Vorwürfe gemacht, weil ſie „dafüe“ geſtimmt tr
Da geht doch nun ſchließlich das Volkshaus als U. S. P. ſa n
W verloren. „Vater, vergib ihnen, denn ſie wiſſen nicht hre

e tun.“

Liebenwerda. Der neue Bürgermeiſter J
letzten Stadtverordnetenſitzung wurde Dr. Geutig aus Greff- nd er
zum Bürgermeiſter auf 12 Jahre unſeres Gemeinweſens gen en u

Torgau. Herabſetzung der Fleiſchpreiſe Waltig
Kreisausſchuß beſchloß, da die Viehpreiſe geſunken ſind. die kam
ſetzung der Preiſe pro Pfund Rindfleiſch, Kalbfleiſch und M en,

auf 7.50 Mark. kommenGrillenberg. Einbruchsdiebſtahl. Jn der Nacht füchti er
Dienstag zum Mittwoch wurde beim Bäckermeiſter Paul g aus er
hier eingebrochen. Es wurden drei Zentner Zucker, 40 meiſter
Schokolade Butter und 10—15 Mt. Wechfelgeld aus dein Lade ihm eine
ſtohlen. Die Waren ſind wie der Polizeihund anzeigte, vo heitspoli
derſelben Nacht nach Sangerhauſen gebracht und mit der v ſäuberte
wahrſcheinlich verſchoben. Der Zucker war für die Gemei daraufhi

Grillenberg beſtimmt. und dieWolfen. Oeffontliche Volksbüchere i. Hier u übgabe
im Gemeindeamte eine öffentliche Volksbücherei eingerichtet,
vorhandenen Bände werden jeden Donnerstag unentgeltlich an Die Soz
Ortseingeſeſſenen ausgeliehen.

Mackendorf. Gefährliches Spiel. Ein Kuh Benwollte, wie er kurz vorher ſagte, einmal verſuchen, wie das à nd ſozi
hängen wohl gehe. Wenn die Luft knapp würde, wollte er ty i mor
Als dann nach ihm geſehen wurde, war er bereits tot. wehr

Calbe. Unfreiwillige Reiſe. Jn Dresden rief Oberſchl
einem Güterwagen ein 12jähriger Junge um Hilfe. Er gah eidaß er aus Calbe a. S. ſtamme und dort beim Gurkenverlqt l
habe aufpaſſen müſſen. Der Wagen ſei plötzlich geſchloſſen. und Tr
habe er gedacht, es werde nur rangiert, dann ſei die Fahrt g dieſe Fo
losgegangen und niemand habe ihn gehört. Zwei Tage hahe aufgefor
im Wagen ſitzen müſſen und ſich nur von grünen Gurken genät v b

-]]0“g]grſf O ergemeine
Neueſte Nachrichten und Telegtonn

Ruſſiſche Funkſprüche. Leir
Moskau, 16. Auguſt. (Durch Funkſpruch.) Der Waffe

ſtillſtand mit Finnkand iſt auf 31 Tage abgeſchloſſen und heute
Kraft getreten. Er läuft, falls er nicht von einer Regierung

Reichsw
mittag i

tägger Friſt gekündigt wird, weiter fort. Die Demarkatio Auſſen.
inie, welche jetzt die Sowjetſtreitkräfte von denen Finnlen räſiden

trennt, wird nicht als künftige Grenze zwiſchen den beiden Keil er.

betrachtet. niſter,Moskau, 15. Auguſt. (Durch Funkſpruch.) Die polnſſ ſonen e
Delegation überſchritt heute die Frontlinie und wird mor bei der
Minfk erreichen. Der Waffenſtillſtand mit Finnland wurde geſeh der Zen

unterſchrieben und tritt morgen in Kraft. en
er auEin Parlament für Meſopotamien. wendig

London, 16. Auguſt. Nach einer Mitteilung des Amtes ſü ganda vJndien, ſind die erſten Schritte unternommen worden, um gen e auge
den Beſtimmungen des Mandates eine Verſammlung von Ve pevorß
tretern der Bevölkerung Meſopotamiens nach Bagdad einzuberuſe Unterſtidie das Geſetz zur Wahl für die Nationalverſammlung ausarbei gl

ſoll. Die Nationalverſammlung wird dann im Einvernehmen u eine
den engliſchen Verwaltungsbehörden das Grundgeſetz des La dur
auszuarbeiten haben, ben hie

Sozialiſtiſche Kundgebungen gegen den Krieg, J verhalle
Paris, 16. Auguſt. Mehrere Sektionen der ſozialiſtiſchen regieru

Partei Frankreichs veranſtalteten geſtern in der Pariſer Ba ſtützung
meile Kundgebungen gegen den Krieg, für den Frieden mit R des Me

Direktot
dann in
umſtrit
Meſſe v

land und für die Anerkennung der Sowjets. Zwiſchenfälle
eigneten ſich nicht.

Eine Gewalttat in Oberſchleſien.
Beuthen, 16. Auguſt. In der vergangenen Nacht wun Hoffnut

laut „Sohrauer Stadtblatt“ eine Verſammlung heimattreuer Ob Feitrag
ſchleſier in Suſſetz (Kreis Pleß) mit Gewehrſchüſſen überfalle ehörig
Zwei Teilnehmer der Verſammlung wurden getötet. Die Täte o
ſind entkommen.

a er

amt in CLebensmittel-Kalender. Ja
Städtiſcher Verkauf von Roßgulaſch, Milchſüßſpeiſe, Milh ſener

pulver und Malzextrakt in der Talamtſchule, Mittwoch, de deſteten
18. Auguſt 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhabe r
der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 18 001--22 500 vormit
tags von 8-12 und die Jnhaber der Nummern 22 501—27 50 getwt
nachmittags von 2—6 Uhr. Gegen Vorlage des Lebensmittel n
ſcheines können an jede Perſon eines Haushaltes 1 KiloDoſe Reh Fernehn
gulaſch zum Preiſe von 11 Mk., 2 Pakete Milchſüßſpeiſe zum M Als er
Preiſe von 55 Pfg. für ein Paket, 100 Gramm Milchpulver zu M eine Ve
Preiſe von 1,60 Mk. und 1 Doſe Malzextrakt zum Preiſe vo breitete
4,30 Mk. abgegeben werden. Die Roßfleiſchkonſerven ſind auf den J vertung
ſtädtiſchen Schlachthofe und unter ſtädtiſcher Aufſicht hergeſtelk V
worden. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule, am Mit
woch, den 18. Auguſt 1920. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Inhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 65 001 Vor
vormittags von 8--12 und die Jnhaber der Nummern 66 501 bis über der
68 500 nachmittags von 2-6 Uhr. Es können an jede Perſon die Art
eines Haushaltes 115 Gr. zum Preiſe von 1 Mk. gögegeben wer berg un
den. Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld ausfind

iſt bereit zu halten. um dieSüßſtoff. Auf, Grund der Bekanntmachung des Reichskanz J verſchiel
lers über den Verkehr mit Süßſtoff vom 20. Juli 1916 und der iſt allje
Verfügung der Reichszuckerſtelle mit Süßſtoff vom 28. Juli 191 RMechan
wird in Ergänzung der Bekanntmachungen vom 7. Sept. und daß ſie
10. Oktober 1916 ſür den Stadthezirk folgendes angeordnet: Für gewöhn
jede Perſon eines Haushaltes können drei Briefchen Süßſtoff ſhten
genannte N-Packung) zum Preiſe von 1 Mk. für das Palet nd iſt auf
Maßgabe der aufgedruckten Beſtimmungen in den Drogengeſchäften zu brin
oder in den Apotheken käuflich erworben werden. Bei dem Vec- ſind in
kauf hat der Verkäufer die Marke 549 des Warenbezugsſcheines ſeitigle
Nr. 31 für je drei Briefchen Süßſtoff abzutrennen. Die Abtre V taft, f
nung des Warenbezugsſcheinabſchnittes iſt unerläßlich und hat i Ader-
jedem Falle zu erfolgen. Die Verkäufer ſind verpflichtet, die J nittel
Marken zu Hunderten gebündelt im tSadternährungsamt, Markt J Gaſtwi
platz 22, 3. Obergeſchoß. Zimmer 37. unter Angaße ihres Reſt Heute
beſtandes binnen 14 Tagen einzureichen. Zuwiderhandlungen de
unterliegen der Beſtrafung nach 8 17 der Verordnung von J hran

25. Sept. und 4. Nov. 1915 dierzuwe*a*raua—nrnrrdvdaaneeeeeerrr in Derflühnerausen Wuttg
„Hornhaut, Schwielen a Warzen ren

beseitiot ochnell, sicher u schmerzlos- Raſch

W u z 100000 fach bewährt währe.a o Preis M, 2,50, Jum2 n Apotheken u. Drogerien erhöältlich neunſt
Drogerie Kreyer, Lindenstr. 55, Drogerte Malier, uctwlg ame
Wuchererstr. 71, Drogerie Phiipp, Magdeburgerstr.- un ſohreDrogerie Steinbach, Roalgeir. 14 berech
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